
Der Stadtrat Bendorf hat aufgrund der §§ 24 und 26 der Gemeindeordnung für 
Rheinland-Pfalz (GemO) sowie des § 48 Abs. 4 des Landeswassergesetzes 
(LWG) die folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:
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I. Abschnitt: Wasserversorgungseinrichtung

§ 1 Allgemeines
(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der öffentlichen Wasserversorgung betreibt und 
unterhält die Stadt Bendorf (Stadt) in ihrem Gebiet das Wasserversorgungsun-
ternehmen Stadtwerke Bendorf/Rhein als öffentliche Einrichtung in der Form 
des Eigenbetriebs. Das Betreiben der öffentlichen Einrichtung beinhaltet
1. die Gewinnung, Aufbereitung, Speicherung und die überörtliche und örtli-

che Verteilung von Trink- und Brauchwasser zur Versorgung der Einwohner 
sowie für gewerbliche, öffentliche und sonstige Zwecke,

2. das Bereitstellen von Löschwasser für den Grundschutz, soweit nicht tech-
nische, physikalische oder hygienische Einschränkungen bestehen.

(2) Art und Umfang der Wasserversorgungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Her-
stellung und ihres Ausbaus (Erneuerung, Erweiterung, Verbesserung und Umbau) 
sowie ihrer Beseitigung bestimmt die Stadt im Rahmen der hierfür geltenden 
Gesetze und sonstigen rechtlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit. Ein Rechtsanspruch auf Herstellung neuer oder den 
Aus- und Umbau bestehender öffentlicher Wasserversorgungsanlagen besteht nicht.

§ 2 Begriffsbestimmungen
1. Öffentliche Wasserversorgungseinrichtung:
Zur öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung im Sinne dieser Satzung und 
der Entgeltsatzung für die Wasserversorgung gehören alle zur Erfüllung der 
Aufgabe der Wasserversorgung notwendigen Wasserversorgungsanlagen zur 
Gewinnung bzw. zum Bezug, zur Aufbereitung, zur Speicherung sowie die über-
örtlichen und örtlichen Verteilungsanlagen; hierzu zählen auch Anlagen Dritter, 
die die Stadt als Zweckverbandsmitglied, aufgrund einer Zweckvereinbarung 
oder aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages in Anspruch nimmt und/oder zu 
deren Herstellung, Erneuerung, Erweiterung, Verbesserung, Betrieb und/oder 
Unterhaltung sie beiträgt.
2. Grundstücke
Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grundbuchrecht. 
Als Grundstück gilt darüber hinaus unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch jeder zusammenhängende, angeschlossene oder anschließbare Grundbe-
sitz, der eine wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem Grundstück 
mehrere bauliche Anlagen, oder sind solche vorgesehen, können für jede dieser 
Anlagen die für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung entspre-
chend angewandt werden; die Entscheidung hierüber trifft die Stadt.
3. Grundstückseigentümer
Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer einge-
tragen ist. Ihm gleichgestellt sind nach dieser Satzung Erbbauberechtigte, jeder 
einzelne Eigentümer einer Wohnungseigentümergemeinschaft nach WEG, Nieß-
braucher und solche Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche 
Anlage oder ein Grundstück ausüben. Soweit bei Wohnungseigentümergemein-
schaften ein Verwalter bestellt ist, ist dieser Vertreter der Adressaten aus den 
Rechtsverhältnissen dieser Satzung.
4. Grundstücksanschluss/Hausanschluss:
Der Grundstücksanschluss ist die Verbindungsleitung zwischen der Straßenleitung 
und der Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle der Straßenleitung und 
endet mit der Hauptabsperrvorrichtung; Hauptabsperrvorrichtung ist die in Fließ-
richtung des Wassers vor der Messeinrichtung angeordnete Absperrvorrichtung.
Als „überlang“ gilt ein Grundstücksanschluss, wenn seine Länge mehr als 20 
Meter beträgt;
5. Kundenanlage
Die Kundenanlage umfasst alle Leitungen und Anlagen, die in Fließrichtung des 
Wassers hinter der Hauptabsperrvorrichtung liegen, jedoch ohne die Messein-
richtung.
6. Straßenleitung
Straßenleitungen sind die Verteilerleitungen im Versorgungsgebiet, die dem 
Anschluss der Grundstücke dienen; das gilt auch für solche Leitungen, die nicht 
in einer öffentlichen Straße verlegt sind.
7. Technische Bestimmungen
Die technischen Normen bzw. allgemein anerkannten Regeln der Technik in der 
jeweils geltenden Fassung sind Bestandteil dieser Satzung und können bei dem 
Einrichtungsträger während der Dienststunden eingesehen werden, insbesondere:
1. DIN 2000: Zentrale Trinkwasserversorgung - Leitsätze für Anforderungen 

an Trinkwasser, Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung der Versor-
gungsanlagen (Aktuelle Fassung 2017-02);

2. EN 806-1 bis 806-5: Technische Regeln für Trinkwasserinstallationen (Aktu-
elle Fassungen von 2001 bis 2012) in Verbindung mit DIN 1988-100 bis 
1988-600: Schutz des Trinkwassers in der Hausinstallation (Aktuelle Fas-
sungen von 2010 bis 2012) und mit DIN EN 1717 (Aktuelle Fassung 2011-
08);

3. DVGW Arbeitsblatt W 400-3 (Aktuelle Fassung 2006-09).

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht / Anschluss- und Benut-
zungszwang

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstü-
ckes an die Wasserversorgungsanlagen zu verlangen (Anschlussrecht). Dieses 
Recht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch betriebsfertige Stra-
ßenleitungen oder Teile hiervon erschlossen sind. Erschlossen ist ein Grund-
stück dann, wenn es unmittelbar an das Grundstück, in dem die Straßenleitung 
liegt, angrenzt oder zu diesem Grundstück einen Zugang über öffentliche Wege 
oder über ein anderes Grundstück desselben Eigentümers hat. Bei Zugang über 
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fremde private Grundstücke ist ein dinglich gesichertes Leitungsrecht zu sol-
chen Anlagen erforderlich; den Nachweis darüber hat der Grundstückseigentü-
mer zu erbringen. Die erstmalige Herstellung von Anlagen oder die Erweiterung 
oder Änderung bestehender Anlagen kann nicht verlangt werden.
(2) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, nach Maßgabe dieser Satzung, 
sowie unter Beachtung der technischen Vorschriften für den Bau und Betrieb 
von Wasserversorgungsanlagen jederzeit am Ende des Grundstücksanschlusses 
nach seiner betriebsfertigen Herstellung über eine Messeinrichtung das von der 
Wasserversorgungseinrichtung bereitgestellte Wasser zu entnehmen (Benut-
zungsrecht).
Dies gilt auch für sonstige zur Nutzung eines Grundstückes oder einer bauli-
chen Anlage Berechtigte.
(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auch auf Anlagen Dritter, 
soweit die Stadt über den Anschluss und die Benutzung wie bei eigenen Anla-
gen verfügen kann.
(4) Die Einrichtungen Dritter nach § 2 Nr. 1 gelten hinsichtlich des Anschluss- 
und Benutzungsrechts der Stadt eigenen Wasserversorgungseinrichtung als 
gleichgestellt.

§ 4 Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts
(1) Sind die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt und kann das Grundstück 
wegen seiner besonderen Lage oder aus sonstigen technischen oder betriebli-
chen Gründen nur unter erheblichen Schwierigkeiten versorgt werden oder 
erfordert die Versorgung besondere Maßnahmen und Aufwendungen, kann die 
Stadt die Versorgung versagen. Die Stadt kann die Versorgung nur dann nicht 
versagen, wenn der Grundstückseigentümer sich zuvor schriftlich verpflichtet, 
zusätzlich zu den sich nach der Entgeltsatzung Wasserversorgung für das 
Grundstück ergebenden Entgelten die entstehenden Mehrkosten für die Her-
stellung, die Erneuerung, die Unterhaltung und den Betrieb gemäß § 48 Abs. 4 
LWG zu tragen. Darüber ist eine gesonderte Vereinbarung zu treffen, in der 
auch eine von § 22 abweichende Lage des Wasserzählerschachts vereinbart 
werden kann. Die Stadt ist berechtigt, an den zu erstellenden Anlagen, die ihr 
Eigentum werden, auch den Anschluss weiterer Grundstücke zuzulassen. Die 
Eigentümer der übrigen Grundstücke, die über diese Anlagen versorgt werden, 
haben nur dann einen Anspruch auf Anschluss und auf Wasserlieferung, wenn 
sie zuvor dem in Vorlage getretenen Grundstückseigentümer einen ihrem Inter-
esse am Anschluss entsprechenden Teil der Kosten aufgrund einer schriftlichen 
Vereinbarung ersetzen.
(2) Sind die Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 3 und des § 4 Abs. 1 nicht gege-
ben, insbesondere dann, wenn noch keine betriebsfertige Leitung vor dem 
Grundstück verlegt ist, kann die Stadt einem Grundstückseigentümer auf sei-
nen Antrag gestatten, sein Grundstück durch eine eigene provisorische 
Anschlussleitung an eine Leitung jederzeit widerruflich auf seine Kosten 
anzuschließen. Die Kosten der Unterhaltung, Änderung und Erneuerung die-
ser Leitung trägt der Grundstückseigentümer. Die Stelle des Anschlusses 
sowie Material, Umfang, Linienführung und Tiefe der provisorischen Leitung 
sowie die Wiederherstellung des alten Zustandes für die in Anspruch genom-
menen öffentlichen Flächen bestimmt die Stadt. Die Stadt kann auch die 
unentgeltliche Übertragung der Anlage in ihr Eigentum verlangen. Werden 
nach Verlegung der provisorischen Anschlussleitung die Voraussetzungen des 
§ 6 und des § 7 geschaffen, so hat der Grundstückseigentümer die Leitungen 
auf seine Kosten auf Verlangen der Stadt stillzulegen oder zu beseitigen. In 
Einzelfällen kann die Stadt vom Grundstückseigentümer die Eintragung einer 
Reallast verlangen.

§ 5 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Wasserentnahme zur Sicherstellung der Wasser-
versorgung (u. a. wegen Wassermangels) zeitlich zu beschränken. Die Ent-
nahme von Wasser in außergewöhnlichen Mengen kann versagt oder von der 
Erfüllung besonderer Bedingungen abhängig gemacht werden, soweit und 
solange die Stadt durch Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht 
zugemutet werden kann, an der Versorgung gehindert ist. Das Benutzungsrecht 
gilt insoweit als eingeschränkt. Beschränkungen nach § 13 Abs. 2 und auch § 
16 Abs. 2 Satz 2 bleiben unberührt.
(2) Das Benutzungsrecht nach § 3 Abs. 1 umfasst nicht die Inanspruchnahme 
der Wasserversorgungsanlage für Erdungen der elektrischen Anlagen und Blitz-
schutzanlagen.
(3) Soweit auf einem Grundstück private Wasserversorgungsanlagen nach die-
ser Satzung zulässig sind, dürfen diese mit der Wasserversorgungsanlage der 
Stadt nicht verbunden sein.

§ 6 Anschlusszwang
(1) Die nach § 3 dieser Satzung zum Anschluss Berechtigten sind verpflichtet, 
ihre Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen 
oder anschließen zu lassen (Anschlusszwang), sobald diese mit Gebäuden für 
den dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bebaut oder 
mit der Bebauung begonnen ist und die Grundstücke durch eine betriebsfertige 
Straßenleitung erschlossen sind.
Als erschlossen gilt ein Grundstück auch dann, wenn es einen Zugang zu 
einer solchen Straße durch einen öffentlichen oder dem Grundstückseigentü-
mer gehörenden Weg oder in rechtlich gesicherter Form über andere Grund-
stücke hat.
(2) Die Verpflichtung zum Anschluss besteht auch dann, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind, aber auf dem Grundstück Wasser ver-
braucht wird oder in absehbarer Zeit verbraucht werden wird oder der 
Anschluss aus Gründen der Gesundheitsvorsorge und Hygiene erforderlich ist. 

Das Vorhandensein eines provisorischen eigenen Grundstücksanschlusses nach 
§ 4 Abs. 2 befreit nicht vom Anschlusszwang.
(3) Die Stadt macht die betriebsfertige Herstellung von Straßenleitungen nach 
dem Inkrafttreten dieser Satzung jeweils öffentlich bekannt. Mit dem Vollzug 
der öffentlichen Bekanntmachung wird der Anschlusszwang wirksam.

§ 7 Benutzungszwang
(1) Alle Benutzer auf den an die öffentliche Wasserversorgungsanlage ange-
schlossenen Grundstücken haben ihren gesamten Bedarf an Trink- und Brauch-
wasser ausschließlich aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage zu decken. 
Nicht dem Benutzungszwang unterliegt nur die außerhäusliche Verwendung 
von Niederschlagswasser als Brauchwasser, insbesondere für die Garten- und 
Rasenbewässerung.
(2) Auch ohne ausdrückliche Aufforderung der Stadt haben die Grundstücksei-
gentümer, die Benutzer, die Haushaltungsvorstände sowie die Leiter der auf den 
Grundstücken betriebenen Gewerbebetriebe, Dienststellen, Büros usw. alle 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die ausnahmslose Befolgung des 
Abs. 1 sicherzustellen.

§ 8 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
(1) Führt der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Wasserversorgungs-
anlage für den Grundstückseigentümer auch unter Berücksichtigung des 
Gemeinwohls zu einer unbilligen und unzumutbaren Härte, kann die Stadt eine 
jederzeit widerrufliche, zeitlich beschränkte oder unbeschränkte Befreiung oder 
Teilbefreiung vom Anschlusszwang aussprechen. Der Grundstückseigentümer 
hat diese Befreiung schriftlich zu beantragen. Der Antrag ist unter Angabe der 
Gründe spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt zu stellen, zu dem die 
Befreiung vom Anschlusszwang gewünscht wird.
(2) Will der Grundstückseigentümer die von ihm beantragte und ihm auch 
bewilligte Befreiung oder Teilbefreiung nicht mehr oder nur noch eingeschränkt 
in Anspruch nehmen, gelten für ihn die Bestimmungen dieser Satzung wieder. 
Werden durch die nunmehr verstärkte Wasserentnahme aus der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage, die schon angeschlossenen oder dem Anschluss- 
und Benutzungszwang unterworfenen anderen Grundstücke in ihrem bisheri-
gen Recht der Wasserentnahme beeinträchtigt und kann der Stadt die Beseiti-
gung des Hindernisses wirtschaftlich nicht zugemutet werden, so besteht 
insoweit kein Anspruch auf Anschluss und Benutzung.
(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Befreiung vom Benutzungszwang. Die 
Stadt kann darüber hinaus Befreiungen im Rahmen des für sie wirtschaftlich 
Zumutbaren aussprechen; dabei ist insbesondere auf die Entgeltbelastungen der 
übrigen Grundstückseigentümer im gesamten Versorgungsgebiet Rücksicht zu 
nehmen. Die Stadt muss eine Befreiung versagen, wenn und soweit technische 
oder hygienische (u. a. Verkeimungsgefahr) Einschränkungen bestehen.
(4) Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann jederzeit wider-
rufen werden. Die Stadt hat sie zu widerrufen, wenn das Gemeinwohl oder 
Dritte gefährdet, insbesondere gesundheitsgefährdende Missstände zu beseiti-
gen sind.
(5) Eigen-, Zusatz- und Reservewasserversorgungsanlagen des Grundstücks 
(private Wasserversorgungsanlagen) müssen von der Stadt zugelassen sein. 
Bis zum Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach dem Wegfall der Voraus-
setzungen für die Befreiung vom Anschlusszwang hat der Grundstückseigen-
tümer auf seine Kosten alle vorhandenen und dann nicht mehr zulässigen 
eigenen Wasserversorgungsanlagen stillzulegen und von der Stadt verplom-
ben zu lassen, falls diese von ihm nicht beseitigt werden. Ohne Genehmigung 
der Stadt ist eine weitere Wasserentnahme aus den eigenen Wasserversor-
gungsanlagen unzulässig.

§ 9 Antrag auf Anschluss und Benutzung
(1) Die Stadt erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung auf Antrag eine 
Genehmigung zum Anschluss an eine öffentliche Wasserversorgungsanlage 
und zur Entnahme von Wasser. Ohne vorherige Zustimmung der Stadt darf der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage kein Wasser entnommen werden.
(2) Der Grundstückseigentümer hat den Anschluss eines Grundstücks an die 
öffentliche Wasserversorgungsanlage und jede Änderung des Grundstücksan-
schlusses unter Benutzung eines bei der Stadt erhältlichen Vordrucks für jedes 
Grundstück zu beantragen. Anträge auf Anschluss und Benutzung sind spätes-
tens zwei Monate vor dem geplanten Anschluss bei der Stadt zu stellen.
(3) Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen beizufügen, soweit sich 
die erforderlichen Angaben nicht aus dem Antrag ergeben:
1. eine Grundrissskizze und eine Beschreibung der Wasserverbrauchsanlage, 

einschließlich Zahl der Entnahmestellen,
2. der Name des Installateurs, durch den die Wasserverbrauchsanlage einge-

richtet oder geändert werden soll,
3. eine nähere Beschreibung des einzelnen Gewerbebetriebes usw., für den 

auf dem Grundstück Wasser verbraucht werden soll unter Angabe des 
geschätzten Wasserbedarfs,

4. einen Lageplan mit Ausweisung des Grundstücks, der unmittelbar vor dem 
Grundstück verlaufenden Leitung - soweit bekannt - und des Grundstücks-
anschlusses.

5. Angaben über eine etwaige private Wasserversorgungsanlage,
6. eine Erklärung des Grundstückseigentümers, die anfallenden Kosten der 

Anschlussleitung einschließlich der Wiederherstellungskosten im öffentli-
chen Verkehrsraum nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsat-
zung Wasserversorgung zu übernehmen und der Stadt den entsprechen-
den Betrag zu erstatten,

7. ggf. eine Erklärung nach § 7 Abs. 1, Satz 2 bzw. § 4 Abs. 2
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Steht der Name des Installateurs, durch den die Wasserverbrauchsanlage einge-
richtet oder geändert werden soll, bei der Antragstellung noch nicht fest, ist er 
sobald wie möglich der Stadt mitzuteilen.
Antrag und Antragsunterlagen sind von dem Grundstückseigentümer und von 
dem mit der Ausführung Beauftragten zu unterschreiben und bei der Stadt ein-
zureichen, die Unterschrift des mit der Ausführung Beauftragten kann nachge-
reicht werden. Die Stadt kann Ergänzungen der Unterlagen verlangen, Nach-
prüfungen vornehmen und in einfach gelagerten Fällen auf einzelne der 
genannten Antragsunterlagen verzichten.
(4) Mit der Ausführung der Arbeiten für den Grundstücksanschluss darf erst 
begonnen werden, wenn der Antrag genehmigt ist. Ergibt sich während der 
Ausführung des Anschlusses die Notwendigkeit einer Änderung, ist dies der 
Stadt unverzüglich anzuzeigen und eine zusätzliche Genehmigung der Ände-
rung einzuholen.
(5) Die Genehmigung des Antrags auf Anschluss erfolgt unbeschadet der Rechte 
Dritter und der sonstigen bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen.
(6) Die Genehmigung des Antrages erlischt nach Ablauf eines Jahres, 
wenn mit den Ausführungsarbeiten nicht begonnen oder begonnene 
Arbeiten länger als ein Jahr eingestellt worden sind. Bei vorübergehenden 
oder vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich oder 
befristet ausgesprochen.
(7) Für die Genehmigung erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebühr nach Maß-
gabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.

III. Abschnitt: Grundstücksanschlüsse

§ 10 Herstellung, Änderung und Abtrennung der Grundstücksanschlüsse
(1) Die Stadt bestimmt Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie 
deren Änderung nach Anhörung des Grundstückseigentümers und unter 
Berücksichtigung seiner berechtigten Interessen.
(2) Werden an Straßen, in denen sich noch keine oder nicht in voller Länge Stra-
ßenleitungen befinden, Bauten neu errichtet oder vorhandene Gebäude 
wesentlich geändert oder durch neue ersetzt, so kann die Stadt von den Grund-
stückseigentümern verlangen, dass auf diesen Grundstücken bereits alle Vor-
kehrungen für den späteren Anschluss des Grundstücks an die Wasserversor-
gungsanlage nach den näheren Angaben der Stadt getroffen werden.
(3) Die Stadt ist Eigentümerin des gesamten Grundstücksanschlusses bis ein-
schließlich der Messeinrichtung. Sie lässt diese von der Straßenleitung bis zur 
Hauptabsperrvorrichtung herstellen, erneuern, ändern, unterhalten und beseiti-
gen. Der Grundstückseigentümer hat die baulichen Voraussetzungen für die 
sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses zu treffen.
(4) Grundstücksanschlüsse müssen zugänglich und vor Beschädigungen, insbe-
sondere vor Einwirkung dritter Personen, vor Oberflächen-, Schmutz- und 
Grundwasser geschützt sein. Grundstückseigentümer und Benutzer dürfen 
keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss vornehmen oder durch 
Dritte vornehmen lassen.
(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt jeden Schaden am 
Grundstücksanschluss, insbesondere jegliche Leckagen, sowie sonstige Störun-
gen unverzüglich anzuzeigen.
(6) Beim Abbruch eines angeschlossenen Gebäudes oder einer Veränderung, die 
einen Grundstücksanschluss betrifft, hat der Grundstückseigentümer dies der 
Stadt zwei Wochen vorher mitzuteilen.
(7) Grundstücksanschlüsse, über die länger als ein Jahr kein Wasser entnommen 
wird, trennt die Stadt gemäß DVGW Arbeitsblatt W 400-3, Kap. 7.6.4 vom Ver-
teilungsnetz ab. Das Benutzungsverhältnis ist damit aufgelöst.
(8) Der Aufwendungsersatz für die Grundstücksanschlüsse sowie für die durch 
den Grundstückeigentümer veranlasste vorübergehende Absperrung bzw. für 
die Wiederinbetriebnahme der eines Grundstücksanschlusses erfolgt nach Maß-
gabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.
(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten unabhängig von der Länge und Lage des Grund-
stücksanschlusses und auch für zusätzliche Grundstücksanschlüsse.

§ 11 Anzahl der Grundstücksanschlüsse
(1) Jedes Grundstück wird grundsätzlich nur einmal angeschlossen und erhält 
einen direkten Grundstücksanschluss.
(2) Die Stadt kann auf Antrag des Grundstückseigentümers weitere Anschlüsse 
zulassen.
(3) Befinden sich auf einem Grundstück mehrere räumlich und funktional 
getrennte Gebäude zum dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen, so ist jedes Gebäude dieses Grundstücks separat anzuschließen.
(4) Soweit für die Stadt nachträglich die Notwendigkeit erwächst, weitere 
Grundstücksanschlüsse zu verlegen (u. a. bei Grundstücksteilung), gelten diese 
als zusätzliche Grundstücksanschlüsse im Sinne des § 22 Abs. 2 der Entgeltsat-
zung Wasserversorgung.
(5) Die Stadt kann in Ausnahmefällen und auf Antrag den Anschluss mehrerer 
Grundstücke an einen gemeinsamen Grundstücksanschluss zulassen. Voraus-
setzung ist, dass die beteiligten Grundstückseigentümer dessen Verlegung, 
Unterhaltung und Benutzung auf dem jeweiligen fremden Grundstück durch 
dingliches Leitungsrecht gesichert haben.

§ 12 Anschlüsse und Benutzung der Wasserversorgungsanlagen für Feu-
erlöschzwecke
(1) Sollen auf privaten Grundstücken besondere Feuerlöschanschlüsse einge-
richtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung besondere 
Vereinbarungen mit der Stadt unter Wahrung der jeweils geltenden technischen 
Regelwerke zu treffen.

(2) Löschwasserentnahmestellen auf privaten Grundstücken werden von der 
Stadt mit Plomben verschlossen. Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, 
Änderung, Unterhaltung und Beseitigung der Anschlüsse trägt der Grund-
stückseigentümer. Der Grundstückseigentümer darf nur zu Feuerlöschzwecken 
Wasser entnehmen. Er hat den Anschluss auf Verlangen im öffentlichen Inter-
esse zur Verfügung zu stellen. Jede Entfernung oder Beschädigung der Plomben 
ist vom Grundstückseigentümer unverzüglich zu melden.
(3) Beim Eintritt des Brandes oder in sonstigen Fällen allgemeiner Gefahr sind 
die Anordnungen der Feuerwehr zu befolgen, insbesondere haben die Benutzer 
ihre Leitungen auf Verlangen für Feuerlöschzwecke unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen und die gleichzeitige Wasserentnahme zu unterlassen.

IV. Abschnitt: Wasserlieferung

§ 13 Wasserlieferung
(1) Die Stadt liefert das Wasser in der Regel ohne Beschränkung auf das Grund-
stück bis zum Ende des Grundstücksanschlusses, soweit nicht eine Beschrän-
kung des Benutzungsrechts ausgesprochen ist oder Beschränkungen besonders 
vereinbart sind. Für die Verteilung des Wassers auf dem Grundstück ist aus-
schließlich der Grundstückseigentümer verantwortlich.
(2) Die Stadt kann die Lieferung von Wasser zur Vornahme betriebsnotwendiger 
Arbeiten unterbrechen oder einschränken. Dies gilt auch,
1. soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffentlichen Was-

serversorgung, insbesondere wegen Betriebsstörungen oder Wasserman-
gel, erforderlich sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet 
werden kann, gehindert ist.

Die Stadt wird jede Unterbrechung oder Unregelmäßigkeit unverzüglich 
beheben.
(3) Die Stadt wird die Grundstückseigentümer und Benutzer bei einer nicht nur 
für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in 
geeigneter Weise unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn 
die Unterrichtung
1. nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Stadt dies nicht 

zu vertreten hat oder
2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern 

würde.
(4) Für die Haftung bei Versorgungsstörungen gelten die Regelungen des § 6 
der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser 
(AVBWasserV).

§ 14 Einstellung der Wasserlieferung
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzustellen, wenn der 
Grundstückseigentümer oder Benutzer dieser Satzung zuwiderhandelt und die 
Einstellung erforderlich ist, um
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen 

abzuwenden,
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 

Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern oder
3. zu gewährleisten, dass Störungen von Grundstückseigentümern oder 

Benutzern auf Einrichtungen des Unternehmens oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichterfüllung einer 
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, ist die Stadt berechtigt, die Versorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn dargelegt 
wird, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass den Verpflichtungen 
nachgekommen wird. Die Stadt kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung 
der Versorgung androhen.
(3) Die Stadt wird die Versorgung unverzüglich wieder aufnehmen, sobald die 
Gründe für ihre Einstellung entfallen sind. Der Grundstückseigentümer ersetzt 
die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung nach Maßgabe 
der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.

§ 15 Art der Versorgung
(1) Das von der Stadt gelieferte Wasser entspricht hinsichtlich Menge, Qualität 
und Druck den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten 
Regeln der Technik. Sind keine die Stadt verpflichtenden Regelungen vorhan-
den, entscheidet die Stadt.
Die Stadt ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rah-
men der gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten 
Regeln der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirtschaftli-
chen oder technischen Gründen zwingend notwendig ist; dabei werden die 
Belange der Grundstückseigentümer möglichst berücksichtigt.
(2) Stellt der Grundstückseigentümer besondere Anforderungen an Beschaffen-
heit und Druck des Wassers, die über die vorgenannten Verpflichtungen hinaus-
gehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 16 Verwendung des Wassers
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Grundstückseigentü-
mers, seiner Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur Verfügung 
gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustim-
mung der Stadt zulässig. Diese wird erteilt werden, wenn dem Interesse an 
der Weiterleitung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche Gründe 
entgegenstehen.
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(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit nicht in 
dieser Satzung (§ 7 Abs. 1) oder aufgrund sonstiger gesetzlicher oder 
behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen sind. Die Stadt 
kann darüber hinaus die Verwendung für bestimmte Zwecke beschränken, 
soweit dies zur Sicherstellung der allgemeinen Wasserversorgung erfor-
derlich ist. Derartige Einschränkungen gibt die Stadt ortsüblich öffentlich 
bekannt.
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei der Stadt vor 
Beginn der Bauarbeiten zu beantragen. Der Antragsteller hat der Stadt alle für 
die Herstellung und Entfernung des Bauwasseranschlusses entstehenden Kos-
ten nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung 
zu erstatten. Die Sätze 1 und 2 gelten für Anschlüsse zu sonstigen vorüberge-
henden Zwecken entsprechend.
(4) Soll das Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, son-
dern zu anderen vorübergehenden Zwecken entnommen werden, sind hierfür 
Hydrantenstandrohre der Stadt mit Wasserzählern zu benutzen.

§ 17 Um- und Abmeldung des Wasserbezuges
(1) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der Wasserversorgungs-
anlagen nicht verpflichtet ist, den Wasserbezug vollständig einstellen, so hat er 
dies mindestens zwei Wochen vor der Einstellung der Stadt schriftlich mitzutei-
len. Dies gilt gleichermaßen für nicht unwesentliche Änderungen der Bezugs-
menge (u. a. bei Aufgabe der Viehhaltung oder der Änderung/Einstellung von 
Produktionsverfahren mit hohem Wasserverbrauch).
(2) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter den Wasserbezug 
ganz oder teilweise einstellen, so hat er bei der Stadt Befreiung bzw. Teilbefrei-
ung nach den Bestimmungen des § 8 zu beantragen.
(3) Bei jeglichen Änderungen der Grundstückseigentümer, auch bloße Änderun-
gen der Namen und der Anschrift haben die bisherigen Eigentümer der Stadt 
innerhalb von zwei Wochen nach der Änderung schriftlich mitzuteilen. Kommen 
die bisherigen Eigentümer dem nicht nach, sind die neuen Eigentümer dazu 
verpflichtet.
(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im Sinne von Abs. 1 
oder vor Erteilung der Befreiung eingestellt, so haftet der Grundstückseigentü-
mer der Stadt für die Erfüllung sämtlicher sich aus dieser Satzung ergebenden 
Verpflichtungen der Stadt.
(5) Der Grundstückseigentümer kann eine zeitweilige Absperrung seines 
Anschlusses verlangen, ohne damit das Benutzungsverhältnis aufzulösen, 
soweit dies nicht den Wasserversorgungspflichten der Stadt widerspricht. Die 
Kosten für die Absperrung sowie für die mit der Wiederinbetriebnahme verbun-
denen Maßnahmen (u. a. Spülung des Grundstücksanschlusses) trägt der 
Grundstückseigentümer nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsat-
zung Wasserversorgung.

V. Abschnitt: Messung des Wasserverbrauchs

§ 18 Messeinrichtung
(1) Der Wasserverbrauch auf dem Grundstück wird durch geeichte Wasserzähler 
(Messeinrichtung) festgestellt, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen 
nicht etwas anderes ergibt. Die Stadt stellt die Einhaltung der eichrechtlichen 
Vorschriften sicher und trägt die damit verbundenen Kosten der Abnahme und 
ggf. Wiederanbringung. Die vom Wasserzähler ordnungsgemäß angezeigte 
Wassermenge gilt für die Berechnung der Gebühren als verbraucht.
(2) Die Stadt bestimmt entsprechend den Erfordernissen des Einzelfalles 
Art, Zahl, Größe und Anbringungsort der Wasserzähler. Wasserzähler, die 
über eine Funkverbindung auslesbar sind (Funkwasserzähler), erfüllen 
zusätzlich die datenschutzrechtlichen Anforderungen nach Anlage 1 zu 
dieser Satzung. Die Lieferung, Anbringung, Überwachung, Unterhaltung 
und Entfernung von Wasserzählern ist ausschließlich Aufgabe der Stadt. 
Sie wird den Grundstückseigentümer anhören und seine berechtigten Inte-
ressen wahren. Sie wird auf Verlangen des Grundstückseigentümers die 
Wasserzähler verlegen, wenn dies nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik sowie ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung 
möglich ist; der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Kosten dafür 
zu tragen.
(3) Wasserzähler sind gemäß § 10 Abs. 3 Bestandteil des Grundstücksanschlus-
ses und Eigentum der Stadt. Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhan-
denkommen und die Beschädigung der Wasserzähler, soweit ihn hieran ein Ver-
schulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen der Stadt 
unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Wasserzähler vor Oberflächen-
wasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu schützen.
(4) Der Grundstückseigentümer darf Änderungen an dem Wasserzähler und 
an seiner Aufstellung nicht vornehmen und nicht dulden, dass solche Ände-
rungen durch andere Personen als durch Beauftragte der Stadt vorgenommen 
werden.

§ 19 Nachprüfung von Wasserzählern
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprüfung der Wasserzäh-
ler durch eine anerkannte Konformitätsbewertungsstelle im Sinne der §§ 13 
oder 14 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der Grundstückseigentü-
mer den Antrag auf Prüfung nicht bei der Stadt, so hat er diese vor Antragstel-
lung zu benachrichtigen.
(2) Die Kosten der Prüfung fallen nach Maßgabe der Bestimmungen in der Ent-
geltsatzung Wasserversorgung der Stadt zur Last, falls die Abweichung die 
gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Grundstücksei-
gentümer.

§ 20 Ablesung
(1) Analoge Wasserzähler werden von Beauftragten der Stadt möglichst in glei-
chen Zeitabständen oder auf Verlangen der Stadt vom Grundstückseigentümer 
selbst abgelesen. Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass die Wasserzähler leicht 
zugänglich sind. Funkwasserzähler werden grundsätzlich einmal jährlich durch 
die Stadt für die Zwecke der Verbrauchsabrechnung ausgelesen. In beiden Fäl-
len gibt die Stadt den Ablesezeitraum ortsüblich bekannt.
(2) Darüber hinaus ist die Stadt berechtigt, Funkwasserzähler anlassbezogen 
auch unterjährig auszulesen, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für den ord-
nungsgemäßen Betrieb der Wasserversorgungsanlagen oder anderer öffentli-
cher Interessen erforderlich ist; dazu gehören insbesondere die Gewährleistung 
der Trinkwasserhygiene (u. a. Auslesen der Temperatur), die Leckortung (u. a. 
Auslesen des Mengenflusses) sowie die Überprüfung eines Verdachts auf Mani-
pulation (u. a. Auslesen von Daten über einen Trocken- oder Rückwärtslauf oder 
sog. „Manipulations-Alarme“). Im Einvernehmen mit dem Grundstückseigentü-
mer kann ein Zähler auch zu weiteren Zwecken ausgelesen werden.
(3) Solange der Beauftragte der Stadt die Räume des Grundstückseigentümers 
und Benutzers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann und der Grund-
stückseigentümer den Zählerstand nicht selbst abliest und mitteilt, darf die 
Stadt den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen; die tat-
sächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. Gleiches gilt, 
wenn der Grundstückseigentümer die Funkverbindung eines Funkwasserzäh-
lers aktiv stört und keine Ablesung am Zähler durch Beauftragte der Stadt 
gewährt.

§ 21 Berechnungsfehler
(1) Ergibt eine Prüfung der Wasserzähler eine Überschreitung der Verkehrsfeh-
lergrenzen, so ist der zu viel oder zu wenig berechnete Gebührenbetrag zu 
erstatten oder nachzuentrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei 
festzustellen oder zeigt ein Wasserzähler nicht an, so ermittelt die Stadt den 
Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durch-
schnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraums oder aufgrund des vorjährigen Verbrauchs 
durch Schätzung; die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berück-
sichtigen.
(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorher-
gehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers 
kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der 
Anspruch auf Feststellung des Fehlers auf längstens zwei Jahre beschränkt.

§ 22 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze
(1) Die Stadt ist berechtigt, an der Grundstücksgrenze einen geeigneten Was-
serzählerschacht oder Wasserzählerschrank anzubringen, wenn
1. das Grundstück unbebaut ist oder
2. ein überlanger Grundstücksanschluss gemäß § 2 Nr. 4 vorliegt oder
3. die Verlegung des Grundstücksanschlusses nur unter besonderen 

Erschwernissen erfolgen kann oder
4. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers vorhanden ist.
Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ordnungsgemäßem 
Zustand und jederzeit zugänglich zu halten. Die Regelungen des § 10 gelten analog.
(2) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Messeinrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind und 
die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist.
(3) Die Kosten für Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 trägt der Grundstückseigentü-
mer nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.
(4) Die Stadt kann auf die Erstellung des Wasserzählerschachtes verzichten, 
wenn sich der Eigentümer im Gegenzug schriftlich verpflichtet, sämtliche Kos-
ten für die Verlegung, Unterhaltung und Erneuerung der Anschlussleitung ab 
Grundstücksgrenze sowie die Kosten für die Wasserverluste, die im Falle eines 
Wasserrohrbruches entstehen, zu übernehmen; soweit die Wasserverluste nicht 
konkret gemessen wurden, werden sie von der Stadt auf Grundlage angemes-
sener Erfahrungswerte geschätzt.
(5) Bei Eigentumsübergang verpflichtet sich der Eigentümer, die Rechte und Pflich-
ten aus dieser Regelung auf seinen Rechtsnachfolger zu übertragen sowie den 
Eigentumsübergang der Stadt vor Abschluss des notariellen Vertrages anzuzeigen.

VI. Abschnitt: Kundenanlagen

§ 23 Betrieb, Erweiterung und Änderung der Kundenanlage
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-
tung der Kundenanlage ist der Grundstückseigentümer verantwortlich. Hat er 
die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung 
überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.
(2) Die Kundenanlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung 
und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik (insbesondere EN 806-1 bis 806-5; DIN 
1988-100 bis 1988-600; DIN EN 1717) errichtet, erweitert, geändert und unter-
halten werden. Die Errichtung der Kundenanlage und wesentliche Veränderun-
gen dürfen nur durch die Stadt oder durch ein in ein Installateurverzeichnis der 
Stadt eingetragenen Installationsunternehmen erfolgen. Die Stadt ist berechtigt, 
die Ausführung der Arbeiten des Installationsunternehmens zu überwachen.
(3) Die Kundenanlage ist so zu betreiben, dass Störungen anderer Grundstücks-
eigentümer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Stadt oder Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.
(4) Erweiterungen und Änderungen der Kundenanlage sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen sind der Stadt mitzuteilen, soweit sich 
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dadurch Bemessungsgrößen für die Entgelte ändern oder sich die vorzuhal-
tende Leistung wesentlich ändert; dies gilt auch bei nachträglicher Installation 
einer Brauchwasseranlage.
(5) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können durch 
die Stadt plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Wasserver-
brauchsanlage gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine 
einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung 
der Anlage ist nach den Angaben der Stadt zu veranlassen.
§ 24 Inbetriebnahme der Kundenanlage
(1) Jede Inbetriebnahme einschließlich der Wiederinbetriebnahme der Kunden-
anlage ist bei der Stadt über das Installationsunternehmen zu beantragen.
(2) Die Stadt oder deren Beauftragte schließen die Kundenanlage an den 
Grundstücksanschluss an und setzen sie in Betrieb.
(3) Die Stadt erhebt für jede Inbetriebnahme der Kundenanlage eine Verwaltungs-
gebühr nach Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.

§ 25 Überprüfung der Kundenanlage
(1) Die Stadt ist berechtigt, die Kundenanlage vor und nach ihrer Inbetriebset-
zung zu überprüfen. Sie hat den Grundstückseigentümer auf erkannte Sicher-
heitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen.
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche 
Störungen erwarten lassen, so ist die Stadt berechtigt, den Anschluss oder die Ver-
sorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet.
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie 
durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt die Stadt keine Haf-
tung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Über-
prüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen.

§ 26 Technische Anschlussbedingungen
Die Stadt ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an die Anschlussleitung 
und die Kundenanlagen sowie an den Betrieb der Kundenanlagen festzulegen, soweit 
dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hin-
blick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese Anforderungen 
dürfen den anerkannten Regeln der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss 
bestimmter Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustimmung der Stadt 
abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn der 
Anschluss eine sichere und störungsfreie Versorgung gefährden würde.

VII. Abschnitt: Grundstücksbenutzung

§ 27 Zutrittsrecht
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben den mit einem Ausweis 
versehenen Beauftragten der Stadt den Zutritt zu ihren Räumen und zu den 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze zu gestatten, soweit dies für die 
Prüfung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte 
und Pflichten nach dieser Satzung oder zur Ermittlung von Bemessungsgrundla-
gen für Entgelte, insbesondere zur Ablesung der Wasserzähler, erforderlich ist.
(2) Die Beauftragten der Stadt dürfen Wohnungen nur mit Einwilligung des 
Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung nur in den Zei-
ten betreten, in denen sie normalerweise für die jeweilige geschäftliche oder 
betriebliche Nutzung offenstehen. Dies gilt nicht bei Gefahr im Verzug.
(3) Grundstückseigentümer und Besitzer sind verpflichtet, die Ermittlungen und 
Überprüfungen nach Absatz 1 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten.

§ 28 Grundstücksbenutzung
(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtlichen Versorgung das 
Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- und Fort-
leitung von Wasser über ihre im gleichen Versorgungsgebiet liegenden Grund-
stücke sowie erforderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese 
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung angeschlossen 
sind, die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Wasser-
versorgung genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung 
sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der 
Grundstücke den Eigentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise 
belasten würde.
(2) Der Grundstückseigentümer wird rechtzeitig über Art und Umfang der beab-
sichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes benachrichtigt.
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die 
Kosten der Verlegung trägt die Stadt; dies gilt nicht, soweit die Einrichtungen 
ausschließlich der Versorgung des Grundstücks dienen oder Entschädigungen 
gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im Grundbuch eingetragen sind.
(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfer-
nung der Einrichtungen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Stadt noch fünf Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann.

VIII. Abschnitt: Entgelte

§ 29 Entgelte für die Wasserversorgung
(1) Die Erhebung der einmaligen und laufenden Entgelte sowie der Verwal-
tungsgebühren und Aufwendungsersätze richtet sich nach der gesonderten 
Entgeltsatzung Wasserversorgung.
(2) Die Abgabe von Wasser an Industrieunternehmen und Weiterverteiler kann 
durch besondere Lieferungsverträge geregelt werden. Dies gilt auch für die Vor-
haltung von Löschwasser in den Fällen des § 12 sowie in den Fällen des § 4 
Abs. 1 und 2.

IX. Abschnitt: Sonstige Vorschriften

§ 30 Haftung
Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden, die durch satzungswidrige 
Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen. Dies gilt insbesondere, 
wenn entgegen dieser Satzung schädliche oder sonstige Stoffe in die öffentli-
che Wasserversorgungsanlage gelangen.
Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die 
der Verbandsgemeinde durch den mangelhaften Zustand der Kundenanlage, ihr 
vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen.
Ferner hat der Verursacher die Verbandsgemeinde von allen Ersatzansprüchen 
freizustellen, die andere wegen solcher Schäden gegen sie geltend machen.
Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.

§ 31 Ahndung bei Verstößen sowie Zwangsmaßnahmen
(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 24 Abs. 5 GemO, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einem Gebot oder Verbot dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er
1. Anschlüsse ohne die notwendigen Anträge, Genehmigungen, Vereinbarun-

gen, Anzeigen oder Eintragungen (insbesondere § 4 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 
1 bis 6) oder entgegen einer erteilten Genehmigung oder entgegen den 
Bestimmungen dieser Satzung (insbesondere §§ 3, 6, 10 und 11) herstellt,

2. sein Grundstück nicht anschließt oder anschließen lässt oder nicht die 
dafür notwendigen Vorkehrungen trifft bzw. nicht die notwendigen 
Anträge stellt (insbesondere §§ 6, 10 und 11, § 17 Abs. 2),

3. entgegen § 10 Abs. 3 nicht zulässige oder nicht genehmigte Änderungen 
an der Grundstücksanschlussleitung vornimmt oder die Leitung nicht aus-
reichend nach § 10 Abs. 4 schützt,

4. den Wasserzähler nicht entsprechend § 18 Abs. 3 schützt oder Änderungen 
am Wasserzähler vornimmt oder duldet (§ 18 Abs. 4) oder eine Messein-
richtung an der Grundstückgrenze nicht in ordnungsgemäßem Zustand 
und jederzeit zugänglich hält (§ 22 Abs. 1),

5. seine private Kundenanlage entgegen den Bestimmungen des § 23 Abs. 2 
bis 6 errichtet, erweitert, ändert und unterhält, insbesondere wer unzuläs-
sige direkte Verbindungen (d. h. ohne freien Auslauf) mit eigenen Zusatz- 
oder Regenwasseranlagen herstellt.

6. Wasser entgegen den Bestimmungen dieser Satzung oder entgegen einer 
Genehmigung oder Vereinbarung entnimmt bzw. verwendet (insbesondere 
§ 5 Abs. 3, § 7, § 8 Abs. 3 und Abs. 5, § 16),

7. eine private Löschwasserentnahmestelle missbräuchlich verwendet (§ 12 
Abs. 2) oder berechtigte Nutzung durch die Feuerwehr behindert oder 
erschwert (§ 12 Abs. 3)

8. den Wasserbezug nicht nach § 17 um- oder abmeldet,
9. festgestellte Mängel nicht beseitigt (insbesondere § 25 Abs. 2 und 3),
10. seinen Benachrichtigungspflichten (insbesondere § 10 Abs. 5 und 6, § 17 

Abs. 1, § 18 Abs. 3, § 23 Abs. 4) oder Duldungspflichten (insbesondere § 27 
und 28) nicht nachkommt,

oder wer einer aufgrund dieser Satzung ergangenen, vollziehbaren Anordnung 
zuwiderhandelt. Ordnungswidrig sind außerdem Eingriffe in öffentliche Wasser-
versorgungsanlagen, die von der Stadt nicht ausdrücklich genehmigt sind.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu der im § 24 Abs. 5 
Gemeindeordnung festgelegten Höhe geahndet werden. Das Bundesgesetz 
über Ordnungswidrigkeiten findet Anwendung.
(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für Rheinland-Pfalz.
§ 32 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft, mit Ausnahme der Regelung in § 
9 Abs. 7. Diese Bestimmung tritt mit Wirkung zum 01.01.2023 in Kraft.
(2) Zum 01.01.2022 tritt die Satzung über die Versorgung der Grundstücke mit 
Wasser und den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 
(Allgemeine Wasserversorgungssatzung) vom 29. Oktober 2013 außer Kraft.
Bendorf/Rhein, den 15. Juni 2022 gez. Christoph Mohr
Stadtverwaltung Bendorf Bürgermeister

Anlage 1
Zu § 18 Abs. 2 - Datenschutzrechtliche Anforderungen an Funkwasserzähler
Nur ein nachweisbar funktionstüchtiger Funkwasserzähler kann die Richtig-
keit der erhobenen Daten im Sinne des Art. 5 Abs. 1 lit d) DS-GVO und 
damit die Gebührengerechtigkeit garantieren. Daher steht die Erfassung 
und Übermittlung all solcher Daten, die zur Überwachung der richtigen 
Funktionsweise des Funkwasserzählers erforderlich sind, im untrennbaren 
Zusammenhang mit der eigentlichen Erhebung des Wasserverbrauchs; sie 
kann somit auf dieselbe datenschutzrechtliche Grundlage gestützt werden, 
nämlich Art. 6 (1) 1 lit e) DS-GVO i. V. m. § 3 LDSG RP i. V. m. §§ 18, 20, 24 
AVBWasserV.
Zu diesen funktionsbezogenen Daten gehören neben den in § 20 Abs. 2 
genannten auch die zählerbezogenen Daten (insbesondere: Zählernummer, 
Zählertyp, Konfiguration, Batteriekapazität, Betriebsstunden, Datum/Uhrzeit) 
sowie Daten, die für die richtige Dimensionierung des Zählers maßgeblich sind 
(z. B. Daten über den Höchst- oder Mindestdurchfluss im Jahr/im Monat/am Tag 
inkl. Datum bzw. ein Alarm für eine Über-/Unter-Dimensionierung des Zählers).
Die Stadt stellt sicher, dass die von ihr eingesetzten Funkwasserzähler folgen-
den datenschutzrechtlichen Anforderungen genügen:
• Funkwasserzähler werden, auch wenn sie technisch für den bi-direktiona-

len Betrieb vorbereitet sind, nur uni-direktional betrieben, d. h. die Daten 
werden nur aus dem Zähler heraus ausgelesen und es werden keine Daten 
oder Befehle an den Zähler gesendet.
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• Die Wasserzähler können nur durch die dazu vorgesehenen Lesegeräte aus-
gelesen werden.

• Zur Feststellung des Jahresverbrauches für die Berechnung der jährlichen 
Verbrauchsabrechnung sowie bei Eigentümerwechsel werden nur Zähler-
stand und -nummer erhoben.

• Für die nach § 20 Abs. 2 darüber hinaus gehenden Zwecke werden nur die 
für den jeweiligen Zweck erforderlichen zusätzlichen Daten erhoben.

• Die Übertragung der Daten ist durch technisch-organisatorische Maßnah-
men, insbesondere durch Verschlüsselung, die den Anforderungen des BSI 
genügt, gegen unbefugte Zugriffe bzw. unbefugtes Mitlesen abgesichert.

Der Stadtrat Bendorf hat aufgrund der §§ 24 und 26 der Gemeindeordnung für 
Rheinland-Pfalz (GemO) sowie des § 57 Abs. 1 des Landeswassergesetzes 
(LWG) die folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

Inhaltsübersicht
§ 1 Allgemeines
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
§ 4 Ausschluss und Beschränkungen des Anschlussrechtes
§ 5 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechtes
§ 6 Abwasseruntersuchungen
§ 7 Anschlusszwang
§ 8 Benutzungszwang
§ 9 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
§ 10 Grundstücksanschlüsse
§ 11 Grundstücksentwässerungsanlagen
§ 12 Hebeanlagen, Pumpen, Abscheider
§ 13 Abwassergruben
§ 14 Kleinkläranlagen
§ 15 Kleinkläranlage mit weitergehender Abwasserreinigung
§ 16 Niederschlagswasserbewirtschaftung
§ 17 Antrag auf Anschluss und Benutzung, Genehmigung
§ 18 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 

Zutrittsrecht
§ 19 Informations- und Meldepflichten
§ 20 Indirekteinleiterkataster
§ 21 Haftung
§ 22 Ahndung bei Verstößen sowie Zwangsmaßnahmen.
§ 23 Inkrafttreten.
Anhang 1: Entwässerungsgebiete / Entsorgungssystem.
Anhang 2: Allgemeine Richtwerte für die wichtigsten Beschaffenheitskriterien.
Anhang 3: Technische Anforderungen Niederschlagswasserbewirtschaftung.

§ 1 Allgemeines
(1) Die Stadt Bendorf/Rhein (Stadt) betreibt in ihrem Gebiet die Abwasserbesei-
tigung als öffentliche Einrichtung. Das Betreiben der öffentlichen Einrichtung 
beinhaltet
1. das Sammeln, Ableiten und Behandeln des Abwassers in Abwasseranlagen,
2. die Abfuhr des in geschlossenen Gruben anfallenden Abwassers und die 

Entsorgung über die Abwasseranlagen und
3. den Bau und die Unterhaltung von nach dem 01.01.1991 erforderlichen 

Kleinkläranlagen, das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen 
anfallenden Schlamms und dessen ordnungsgemäße Beseitigung bzw. Ver-
wertung.

(2) Die Art der Entwässerung (Mischsystem, Trennsystem, modifiziertes Misch-/
Trennsystem u. a.) ist als Anhang 1 für das gesamte Gebiet der Stadt darge-
stellt. Die Ausweisung hat keine rechtsbegründende Wirkung. Inhaltliche oder 
flächenmäßige Änderungen der Entwässerung werden öffentlich bekannt 
gemacht.
(3) Art und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie den Zeitpunkt 
ihrer Herstellung und ihres Ausbaus (Erweiterung, Erneuerung, Verbesserung 
und Umbau) bestimmt die Stadt im Rahmen der hierfür geltenden Gesetze 
und sonstigen rechtlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung ihrer wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit. Ein Rechtsanspruch auf Herstellung neuer 
oder den Aus- und Umbau bestehender öffentlicher Abwasseranlagen 
besteht nicht.
(4) Für die nach § 59 LWG von der öffentlichen Abwasserbeseitigung freige-
stellten Grundstücke gelten die §§ 5, 6, 11, 12, 18, 20 und 21 dieser Satzung 
sinngemäß.

§ 2 Begriffsbestimmungen
1. Öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung:
Zur öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung gehören alle öffentlichen 
Abwasseranlagen.
2. Öffentliche Abwasseranlage:
Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Gebiet der Stadt anfal-
lende Abwasser zu sammeln, den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und 
zu reinigen.
Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören die Kläranlagen, Verbindungs-
sammler, Hauptsammler, Regenrückhaltebecken, Regenentlastungsanlagen, 
Pumpwerke, gemeinschaftlich genutzte Anlagen- und Anlagenteile (insbeson-
dere bei Zweckverbänden) und die Flächenkanalisation (Kanalnetz innerhalb 
und außerhalb des öffentlichen Verkehrsraums).
Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören weiterhin Anlagen zur Nie-
derschlagswasserbeseitigung (z. B. Versickerungsanlagen, Mulden, Rigolen, 

offene und geschlossene Gräben), soweit sie keine natürlichen Gewässer im 
Sinne des Landeswassergesetzes sind und der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung dienen.
Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören auch Kleinkläranlagen, die nach 
dem 01.01.1991 erforderlich wurden, sowie alle Anlagen und Anlagenteile für 
die Abfuhr und Behandlung von Abwasser aus abflusslosen Gruben und von 
Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen, die ihrer Funktion nach der Abfuhr und 
Behandlung von Abwasser dienen.
Zu den öffentlichen Abwasseranlagen zählen auch Anlagen Dritter, die die Stadt 
als Zweckverbandsmitglied, aufgrund einer Zweckvereinbarung oder eines pri-
vatrechtlichen Vertrages in Anspruch nimmt.
3. Abwasser:
Abwasser im Sinne dieser Satzung ist das durch häuslichen, gewerblichen, 
landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften verän-
derte Wasser (Schmutzwasser) und das von Niederschlägen aus dem Bereich 
von bebauten oder befestigten Flächen abfließende und zum Fortleiten gesam-
melte Wasser (Niederschlagswasser), soweit dieses nach den Vorgaben des § 
58 Abs. 1 Nr. 2 LWG nicht am Ort des Anfalls verwertet oder ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit in anderer Weise beseitigt werden kann, 
sowie sonstiges zusammen mit Schmutz- oder Niederschlagswasser in Abwas-
seranlagen abfließendes Wasser.
4. Grundstücksanschluss:
Grundstücksanschluss ist der Verbindungskanal nach § 10 Abs. 1 und 2 zwi-
schen dem Kanal (Verbindungssammler, Hauptsammler, Flächenkanalisation) 
und der Grundstücksgrenze zum öffentlichen Verkehrsraum/ und dem Revisi-
onsschacht/der Revisionsöffnung auf dem Grundstück. Grenzt das Grundstück 
nicht unmittelbar an den öffentlichen Verkehrsraum an, so endet der Grund-
stücksanschluss an der Grenze des öffentlichen Verkehrsraums.
Liegt der Kanal außerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes, gilt als Grund-
stücksanschluss der Verbindungskanal zwischen Grundstücksgrenze und Kanal. 
Liegt der Kanal auf dem anzuschließenden Grundstück, gilt der Anschlussstut-
zen als Grundstücksanschluss.
5. Grundstück:
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück gemäß Grundbuch-
recht. Als Grundstück gilt darüber hinaus unabhängig von der Eintragung im 
Grundbuch jeder zusammenhängende, angeschlossene oder anschließbare 
Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, oder sind solche vorgesehen, können 
für jede dieser Anlagen die für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser 
Satzung entsprechend angewandt werden; die Entscheidung hierüber trifft die 
Stadt.
6. Grundstückseigentümer:
Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer ein-
getragen ist. Ihm gleichgestellt sind nach dieser Satzung Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer, Nießbraucher und solche Personen, die die tatsächli-
che Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein Grundstück ausüben. Soweit 
bei Eigentumswohnanlagen ein Verwalter bestellt ist, ist dieser Vertreter der 
Adressaten aus den Rechtsverhältnissen dieser Satzung. Bei mehreren Eigen-
tümern einer wirtschaftlichen Einheit kann sich die Stadt an jeden einzelnen 
halten.
7. Grundstücksentwässerungsanlagen:
Grundstücksentwässerungsanlagen sind Einrichtungen, die der Sammlung, Vor-
behandlung, Prüfung und Ableitung des Abwassers bis zum Grundstücksan-
schluss dienen. Hierzu gehören Kleinkläranlagen, die bis zum 01.01.1991 erfor-
derlich wurden, sowie Abwassergruben.
8. Kanäle:
Kanäle sind die Flächenkanalisation, Verbindungssammler und Hauptsammler 
zum Sammeln des Abwassers im Entsorgungsgebiet.
9. Abwassergruben:
Abwassergruben sind abflusslose Gruben, die der Sammlung des auf einem 
Grundstück anfallenden Schmutzwassers dienen, soweit für das Grundstück 
keine Anschlussmöglichkeit an die leitungsgebundene Abwasserbeseitigungs-
einrichtung besteht.
10. Kleinkläranlagen:
Kleinkläranlagen dienen der Behandlung und Beseitigung des auf einem 
Grundstück anfallenden Schmutzwassers, soweit dafür keine Anschlussmöglich-
keit an die leitungsgebundene Abwasserbeseitigungseinrichtung besteht.
11. Einrichtungen der Straßenentwässerung und der Außengebietsent-
wässerung
Keine öffentlichen Abwasseranlagen sind solche Einrichtungen, die ausschließ-
lich der Straßenentwässerung oder der Außengebietsentwässerung dienen.
12. Technische Bestimmungen
Die nachfolgenden technischen Normen bzw. Regeln, auf die in dieser Satzung 
verwiesen wird, sind Bestandteil dieser Satzung und können bei dem Einrich-
tungsträger während der Dienststunden eingesehen werden:

	■ Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung -  
Allgemeine Entwässerungssatzung - der Stadt Bendorf/Rhein

vom 31. Mai 2022
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4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser, z. B. milchsaure Konzent-
rate, Krautwasser;

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten 
kann;

6. Hefe und Trubstoffe aus der Weinbereitung mit Ausnahme der Mengen, die 
nach dem Stand der Kellertechnik nicht aus dem Abwasser ferngehalten 
werden können;

7. Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der 
Kläranlage oder des Gewässers führen;

8. alle weiteren Stoffe, die gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz in der jeweils 
gültigen Fassung ordnungsgemäß als Abfall zu entsorgen sind;

9. Einleitungen, für die eine nach § 58 WHG i. V. m. § 61 LWG erforderliche 
Genehmigung nicht vorliegt oder die den Genehmigungsanforderungen 
nicht entsprechen.

Vor Einleitung von Kondensaten aus Brennwertfeuerstätten ist bei einer Nenn-
wärmeleistung von über 25 kW bei Ölfeuerungsanlagen, 50 kW bei Feuerungs-
anlagen mit festen Brennstoffen bzw. 200 kW bei Gasfeuerungen eine Neutrali-
sation erforderlich. Im Übrigen darf das Kondensat unbehandelt eingeleitet 
werden, sofern eine ausreichende Durchmischung mit dem übrigen häuslichen 
Abwasser gewährleistet ist.
Biologisch schwer oder nicht abbaubare Stoffe dürfen nur nach Zustimmung 
durch die Stadt für eine befristete Übergangszeit eingeleitet werden. Als biolo-
gisch schwer bzw. nicht abbaubar gelten Stoffe, deren CSB-Konzentration sich 
durch ein Abbauverfahren von 24 Stunden Dauer unter Einsatz eines normier-
ten Belebtschlammanteils, der aus der zugehörigen Kläranlage entnommen 
wird, nicht um mindestens 50 % reduziert hat.
(2) Die Benutzung ist ausgeschlossen, soweit dem Grundstückseigentümer die 
Abwasserbeseitigungspflicht nach § 59 Abs. 2 oder 3 LWG übertragen wurde.
(3) Abwasser darf in der Regel in Abwasseranlagen nicht eingeleitet werden, 
wenn die in Anhang 2 aufgeführten Richtwerte, die Bestandteil dieser Satzung 
sind, überschritten werden (entspricht DWA-M 115 - Teil 2 in der Fassung Juli 
2005). Diese Werte sind an der Einleitungsstelle in die öffentliche Abwasseran-
lage einzuhalten und sind als Zweistundenmischprobe zu ermitteln.
(4) Die Stadt kann im Einzelfall über die Richtwerte des Anhangs 2 hinaus wei-
tergehende Anforderungen an die Qualität des Abwassers an der Übergabe-
stelle oder am Anfallsort stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen erforderlich ist; sie kann die Einleitung auch von einer Vorbe-
handlung, Rückhaltung oder Speicherung abhängig machen.
(5) Die Stadt kann nach Maßgabe, der der Niederschlagswasserbeseitigung 
zugrunde liegenden Entwässerungsplanung die Einleitung von Niederschlags-
wasser ganz oder teilweise ausschließen oder von einer Vorbehandlung, Rück-
haltung oder Speicherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder 
Menge dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Abwas-
seranlagen oder auf sonstige öffentliche Belange dies erfordert. Die Stadt kann 
den Ausschluss der Einleitung nach Satz 1 auch mit der Festsetzung verbinden, 
das Niederschlagswasser einer Verwertung auf dem Grundstück oder einer 
schadlosen Ableitung zuzuführen.
(6) Wasser, das kein Schmutz- oder Niederschlagswasser ist (z. B. aus Grund-
stücksdränagen, Quellen und Gewässern), darf nur mit vorheriger schriftlicher 
Zustimmung der Stadt eingeleitet werden.
(7) Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer bzw. Benutzer der Abwasseran-
lage Erklärungen und Nachweise darüber verlangen, dass
1. keine der in Abs. 1 genannten Stoffe eingeleitet werden,
2. die nach Abs. 3 und 4 bestimmten Richt- oder Grenzwerte eingehalten 

werden,
3. die Erfordernisse nach Abs. 5 eingehalten werden,
4. entsprechend Abs. 6 verfahren wird.
In Einzelfällen können Ausnahmen widerruflich zugelassen werden, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnahme eine 
unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller die entstehenden Mehr-
kosten übernimmt.

§ 6 Abwasseruntersuchungen
(1) Die Stadt ist berechtigt, jederzeit die Grundstücksentwässerungsanlagen 
darauf zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, ob die Einleitungsbedingun-
gen nach § 5 dieser Satzung eingehalten werden. Sie kann zu diesem Zweck 
jederzeit Proben aus den Abwasseranlagen entnehmen und untersuchen oder 
Messgeräte in den Revisionsschächten/Revisionsöffnungen installieren. Soweit 
kein Revisionsschacht/Revisionsöffnung vorhanden ist, ist die Stadt berechtigt, 
sonstige zur Messung erforderliche Maßnahmen zu ergreifen.
(2) Die Stadt ist berechtigt, jederzeit die Abwässer aus Abwassergruben und 
aus Kleinkläranlagen auf die Einhaltung der allgemeinen Richtwerte des 
Anhangs 2 oder auf die in der entsprechenden wasserrechtlichen Erlaubnis 
festgesetzten Parameter zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Die 
Abwasseruntersuchungen erfolgen durch qualifizierte Stichprobe. Die Maß-
gaben für die Analysen- und Messverfahren zu § 4 Abwasserverordnung sind 
zu beachten.
(3) Die Kostentragungspflicht für die Überwachungsmaßnahmen nach Abs. 1 
und 2 richtet sich nach der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung.
(4) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt die für die Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage und des Abwassers erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Das Zutrittsrecht zum Grundstück richtet sich nach § 18 dieser Satzung.
(5) Werden bei einer Untersuchung des Abwassers Verstöße gegen § 5 dieser 
Satzung festgestellt, haben die Grundstückseigentümer oder die sonstigen zur 
Nutzung des Grundstückes oder der baulichen Anlage Berechtigten diese 
unverzüglich abzustellen.

1. DWA-M 115 - Teil 2 (zu § 5 Abs. 3 und zu Anhang 2) - zugelassene Einlei-
tungen;

2. DIN EN 752, DIN EN 12056 sowie DIN 1986 (Restnorm), Teile 3, 4, 30 und 
100 (zu § 11 Abs. 1) - Grundstücksentwässerungsanlagen;

3. DIN 4261 - Teil 2 (zu § 14) - Kleinkläranlagen;
4. DWA-A 138 (zu Anhang 3 Buchst. d) - Versickerungsanlagen;
5. Merkblatt für die Kontrolle und Wartung von Sickeranlagen - Ausgabe 2002 

- der Forschungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen, Arbeitsgruppe 
„Erd- und Grundbau“ (zu Anhang 3 Buchst. f) - Versickerungsanlagen;

6. DIN EN 1825 und DIN 4040-100 (zu § 12 Abs. 2) - Abscheideanlagen für Fette;
7. DIN EN 858 und 1999-100 (zu § 12 Abs. 2) - Abscheideanlagen für Leicht-

flüssigkeiten.

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstü-
ckes an die Abwasserbeseitigungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). 
Dieses Recht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch betriebsfer-
tige Abwasseranlagen oder Teile hiervon erschlossen sind oder für die ein Lei-
tungsrecht zu solchen Anlagen (z. B. durch einen öffentlichen Weg, einen dem 
Grundstückseigentümer gehörenden Privatweg oder ein dinglich gesichertes 
Leitungsrecht) besteht. Die Herstellung neuer oder die Erweiterung oder Ände-
rung bestehender Anlagen kann nicht verlangt werden.
(2) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, in die betriebsfertigen Abwas-
seranlagen oder Teile hiervon nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen, 
dieser Satzung und der technischen Vorschriften für den Bau und Betrieb von 
Grundstücksentwässerungsanlagen das auf seinem Grundstück anfallende 
Abwasser einzuleiten (Benutzungsrecht). Dies gilt auch für sonstige zur Nut-
zung eines Grundstückes oder einer baulichen Anlage Berechtigte.
(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auch auf Anlagen Dritter, 
soweit die Stadt über den Anschluss und die Benutzung wie bei eigenen Anla-
gen verfügen kann.

§ 4 Ausschluss und Beschränkungen des Anschlussrechtes
(1) Die Stadt kann den Anschluss von Grundstücken an die öffentliche Abwas-
seranlage versagen, wenn der Anschluss technisch oder wegen eines damit ver-
bundenen unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht möglich ist. Der 
Anschluss kann auch nach Maßgabe der in § 5 Abs. 5 geregelten Tatbestände 
der Niederschlagswasserbewirtschaftung ganz oder teilweise ausgeschlossen 
werden. Der Anschluss ist dann zu genehmigen, wenn Grundstückseigentümer 
sich zuvor verpflichten, die dadurch entstehenden Bau- und Folgekosten zu 
übernehmen.
(2) Für die Entwässerung von Grundstücken, für die kein Anschlussrecht vor-
liegt, gelten, wenn keine Befreiung nach § 59 Abs. 2 oder 3 LWG ausgespro-
chen ist, die Bestimmungen über die nicht leitungsgebundene Abwasserbeseiti-
gung (§§ 13, 14 und 15 sowie 16) dieser Satzung.
(3) Solange Grundstücke nicht unmittelbar durch einen betriebsfertigen 
Kanal erschlossen sind, kann dem Grundstückseigentümer auf Antrag wider-
ruflich auf seine eigenen Kosten ein provisorischer Anschluss an einen ande-
ren betriebsfertigen Kanal gestattet werden. Der provisorische Anschluss ist 
von dem Grundstückseigentümer zu unterhalten, zu ändern und zu erneu-
ern. Die Stadt bestimmt die Stelle des Anschlusses, die Ausführung und die 
Wiederherstellung der für den provisorischen Anschluss in Anspruch genom-
menen Verkehrsflächen. Werden die Voraussetzungen für den Anschluss- und 
Benutzungszwang (§§ 7, 8 dieser Satzung) geschaffen, so hat der Grund-
stückseigentümer den provisorischen Anschluss auf seine Kosten stillzulegen 
oder zu beseitigen.

§ 5 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechtes
(1) Dem Abwasser dürfen Stoffe nicht beigefügt werden, die
- die Reinigungswirkung der Kläranlagen, den Betrieb der Schlammbehand-

lungsanlagen und die Schlammbeseitigung und -verwertung beeinträchti-
gen,

- die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder 
Unterhaltung behindern oder gefährden,

- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beein-
trächtigen

- oder sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere auf die Gewässer 
auswirken.

Insbesondere sind ausgeschlossen:
1. Stoffe - auch in zerkleinertem Zustand - die zu Ablagerungen oder Verstop-

fungen in den öffentlichen Abwasseranlagen führen können; dies sind ins-
besondere Faserstoffe, Feuchttücher, Küchentücher, Küchenabfälle, Pappe, 
Asche und alle flüssigen Stoffe, die aushärten (z. B. Kunstharze); weiterhin 
gehören dazu Schlachtabfälle, Gülle, Dung, Treber, Hefe sowie jegliche 
Bauabfälle wie z. B. Schutt, Sand, Kies, Zement oder Bitumen.

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe wie Benzin, 
Phenole, Öle und dgl., Säuren, Laugen, Salze, mit Krankheitskeimen behaf-
tete Stoffe, radioaktive Stoffe, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder ver-
gleichbaren Chemikalien, Blut, Arzneimittel, Desinfektionsmittel, Kühl- und 
Frostschutzmittel, der Inhalt von Chemietoiletten sowie alle übrigen Stoffe 
oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebig-
keit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädi-
genden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind 
wie Schwermetalle, halogenierte Kohlenwasserstoffe oder polyzyklische 
Aromate;

3. Abwässer aus der Tierhaltung, Silosickersaft und Molke;
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der Grundstücksentwässerungsanlage auf dem jeweiligen fremden Grundstück 
durch eine im Grundbuch einzutragende Dienstbarkeit gesichert haben.
(5) Ist ein Grundstück an mehr als einen Grundstücksanschluss angeschlossen, 
so gilt als Grundstücksanschluss im Sinne des § 10 Abs. 1 dieser Satzung und 
der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung derjenige Grundstücksanschluss, über 
den der überwiegende Teil des auf dem Grundstück anfallenden Schmutzwas-
sers abgeleitet wird. Alle weiteren Grundstücksanschlüsse gelten als zusätzli-
che Grundstücksanschlüsse im Sinne der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung. 
Als zusätzliche Grundstücksanschlüsse gelten auch alle Leitungen innerhalb 
des öffentlichen Verkehrsraums, die von dem Grundstücksanschluss im Sinne 
des § 10 Abs. 3 Satz 1 dieser Satzung abzweigen; dies gilt insbesondere für 
abzweigende Leitungen zum Anschluss einer Dachentwässerung.
(6) Soweit für die Stadt nachträglich die Notwendigkeit erwächst, weitere 
Grundstücksanschlüsse zu verlegen (z. B. bei Grundstücksteilung), gelten diese 
als zusätzliche Grundstücksanschlüsse im Sinne der Entgeltsatzung Abwasser-
beseitigung.
(7) Für Unterhaltungsmaßnahmen an Grundstücksanschlüssen im öffentlichen 
Verkehrsraum, die durch den Grundstückseigentümer verursacht sind, hat die-
ser die Kosten zu tragen.

§ 11 Grundstücksentwässerungsanlagen
(1) Der Grundstückseigentümer hat seine Grundstücksentwässerungsanlagen 
auf seine Kosten herzustellen, zu unterhalten und nach Bedarf zu reinigen. Er 
hat die Verbindung seiner Grundstücksentwässerungsanlagen mit dem Grund-
stücksanschluss im Einvernehmen mit der Stadt herzustellen. Für jede Schmutz- 
und Mischwasserleitung ist ein Revisionsschacht bzw. eine Revisionsöffnung 
auf dem zu entwässernden Grundstück herzustellen. Revisionsschächte sind so 
nahe wie möglich an den Grundstücksanschluss zu setzen; sie müssen jederzeit 
frei zugänglich und bis auf Rückstauebene wasserdicht ausgeführt sein. Grund-
stücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik herzustellen und zu betreiben; auf die entsprechenden technischen 
Bestimmungen der DIN EN 752 (Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäu-
den) bzw. der DIN EN 12056 und DIN 1986 (Entwässerungsanlagen für 
Gebäude und Grundstücke) wird verwiesen.
(2) Gegen den Rückstau des Abwassers aus Kanälen hat sich jeder Grund-
stückseigentümer selbst nach den jeweils in Betracht kommenden Verfahren 
nach dem Stand der Technik zu schützen. Als Rückstauebene gilt die Straßen-
höhe an der Anschlussstelle, sofern durch öffentliche Bekanntmachung nach § 
7 Abs. 1 dieser Satzung nichts anderes festgelegt ist. Für bestehende Kanäle 
kann die Stadt die Rückstauebene anpassen. Den betroffenen Grundstücksei-
gentümern ist eine angemessene Frist zur Anpassung der Grundstücksentwäs-
serungsanlagen einzuräumen.
(3) Die Stadt ist im technisch erforderlichen Umfang befugt, mit dem Bau und 
der Erneuerung der Grundstücksanschlüsse einen Teil der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, einschließlich der Revisionsschächte/Revisionsöffnungen sowie 
etwaiger Prüf- und Kontrollschächte bzw. -öffnungen, herzustellen und zu erneu-
ern. Der Aufwand ist der Stadt vom Grundstückseigentümer zu ersetzen.
(4) Bestehende Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grundstücksei-
gentümer auf seine Kosten zu ändern, wenn Menge und Art des Abwassers dies 
notwendig machen oder die Anlagen nicht mehr den jeweils geltenden techni-
schen Bestimmungen i. S. d. Abs. 1 entsprechen. Die Stadt kann eine solche 
Anpassung verlangen. Sie hat dazu dem Grundstückseigentümer eine ange-
messene Frist zu setzen. Weiterhin ist die Stadt berechtigt, sich vom Grund-
stückseigentümer nachträglich Unterlagen über die Grundstücksentwässe-
rungsanlagen, insbesondere Bestandspläne vorzulegen zu lassen, soweit dies 
erforderlich ist, um die Einhaltung der Anforderungen nach Abs. 1 sowie nach 
Anhang 2 dieser Satzung zu gewährleisten.
(5) Änderungen, die den Anschluss der Grundstücksentwässerungsanlage an 
den Grundstücksanschluss im öffentlichen Verkehrsraum betreffen, und die 
infolge einer nicht vom Grundstückseigentümer zu vertretenden Änderung der 
öffentlichen Abwasseranlagen notwendig werden, führt die Stadt auf ihre Kos-
ten aus, soweit nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht in den Fällen, in 
denen Änderungen der öffentlichen Abwasseranlagen auf gesetzlichen Vorga-
ben und darauf basierenden Anforderungen der Wasserwirtschaftsverwaltung 
beruhen.
(6) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage ganz oder teilweise - auch vorü-
bergehend - außer Betrieb gesetzt, so kann die Stadt den Grundstücksanschluss 
verschließen oder beseitigen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer.

§ 12 Hebeanlagen, Pumpen, Abscheider
(1) Der Grundstückseigentümer hat auf seine Kosten eine Abwasserhebeanlage 
einzubauen und zu betreiben und zu unterhalten, wenn dies für die Ableitung 
des Abwassers notwendig ist. Besteht keine andere Möglichkeit, kann die 
Abwasserhebeanlage im Einvernehmen mit der Stadt in den Grundstücksan-
schluss eingebaut werden. Satz 1 gilt sinngemäß für Pumpenanlagen bei 
Grundstücken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden.
(2) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin oder Ben-
zol sowie Öle oder Ölrückstände oder sonstige nach Abfallrecht getrennt zu 
entsorgende Stoffe, in einer Konzentration oberhalb der Grenzwerte nach 
Anlage 2 Nr. 2 in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur 
Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden 
Schlammfängen) nach dem Stand der Technik zu betreiben, zu unterhalten und 
bei Bedarf zu erneuern. Soweit im Einzelfall eine Vorbehandlung mit Leicht-
stoffabscheidern nach DIN 1999 und DIN EN 858 nicht ausreicht, um Störungen 
in der öffentlichen Abwasseranlage zu vermeiden, kann die Stadt den ver-
schärften Grenzwert nach Anlage 2 Nr. 2 b) sowie die Installation wirksamerer 

§ 7 Anschlusszwang
(1) Die nach § 3 dieser Satzung zum Anschluss Berechtigten sind verpflichtet, 
Grundstücke auf denen Abwasser anfällt oder anfallen kann, an die Abwasser-
beseitigung anzuschließen (Anschlusszwang), sobald diese bebaut oder mit der 
Bebauung begonnen und die Grundstücke durch eine betriebsfertige Abwasser-
anlage erschlossen sind. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere räumlich 
und funktional getrennte Gebäude, in denen oder durch die Abwasser anfällt 
oder anfallen kann, so sind diese anzuschließen. Die betriebsfertige Herstellung 
der Abwasseranlagen, die nach Inkrafttreten dieser Satzung fertiggestellt wer-
den, macht die Stadt öffentlich bekannt. Mit dem Vollzug der öffentlichen 
Bekanntmachung wird der Anschlusszwang wirksam.
(2) Die Anschlussnehmer sind verpflichtet, binnen zwei Monaten nach einer 
öffentlichen Bekanntmachung oder Mitteilung über die Anschlussmöglichkeit 
den Anschluss des Grundstückes an die betriebsfertige Abwasseranlage vorzu-
nehmen. Sie haben eine ggf. erforderliche rechtliche Sicherung des Durchlei-
tungsrechts über Fremdgrundstücke durch eine im Grundbuch einzutragende 
Dienstbarkeit zu gewährleisten und gegenüber der Stadt bei Aufforderung in 
der Regel binnen drei Monaten nachzuweisen.
(3) Bei Neu- und Umbauten von baulichen Anlagen durch Grundstückseigentü-
mer kann die Stadt von diesen verlangen, dass Vorkehrungen für den späteren 
Anschluss an die Abwasseranlagen getroffen werden.
(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn dies im Interesse des 
Wohls der Allgemeinheit geboten ist. Im Übrigen können diese Grundstücke auf 
Antrag angeschlossen werden.
(5) Besteht zu einer Abwasseranlage/einem Kanal kein natürliches Gefälle, so 
ist der Grundstückseigentümer zum Einbau und Betrieb einer Hebeanlage oder 
vergleichbarem (z. B. Pumpstation oder Druckentwässerung) verpflichtet, um 
einen rückstaufreien Abfluss zu erreichen.
(6) Nicht dem Anschlusszwang unterliegt Niederschlagswasser, wenn es am Ort 
des Anfalls verwertet oder ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
in anderer Weise beseitigt werden kann.

§ 8 Benutzungszwang
(1) Das gesamte, auf einem angeschlossenen Grundstück anfallende Abwasser 
ist in die öffentlichen Abwasseranlagen einzuleiten.
(2) Nicht dem Benutzungszwang unterliegt
1. Abwasser, das nach § 5 der Satzung ausgeschlossen ist,
2. Abwasser, für das dem Grundstückseigentümer gem. § 59 Abs. 2 oder 3 

LWG die Beseitigungspflicht übertragen wurde,
3. Niederschlagswasser, wenn es am Ort des Anfalls verwertet oder ohne 

Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit in anderer Weise beseitigt 
werden kann.

§ 9 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang
(1) Der Grundstückseigentümer kann vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang befristet oder unbefristet, ganz oder teilweise befreit werden, soweit 
der Anschluss des Grundstücks auch unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls eine unbillige und unzumutbare Härte wäre. Ein 
Befreiungsantrag ist schriftlich unter Angabe der Gründe spätestens einen 
Monat vor dem Zeitpunkt zu stellen, zu dem die Befreiung vom Anschluss-
zwang wirksam werden soll; in den Fällen des § 17 Abs. 1 dieser Satzung 
müssen Anträge zwei Wochen nach der öffentlichen Bekanntmachung bei 
der Stadt gestellt werden.
(2) Will der Grundstückseigentümer die Befreiung nicht mehr oder nur noch 
eingeschränkt in Anspruch nehmen, gelten die Bestimmungen dieser Satzung 
insoweit wieder in vollem Umfang.
(3) Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann jederzeit widerru-
fen werden. Die Stadt hat sie zu widerrufen, wenn das Gemeinwohl oder Dritte 
gefährdet, insbesondere gesundheitsgefährdende Missstände zu beseitigen sind. 
Für Grundstücke, die auf das Schmutzwasser bezogen vom Anschluss- und Benut-
zungszwang befreit sind, gelten die Bestimmungen über die nicht leitungsgebun-
dene Abwasserbeseitigung (§§ 13, 14 und 15 sowie 16) dieser Satzung.

§ 10 Grundstücksanschlüsse
(1) Die Stadt stellt den für den erstmaligen Anschluss eines Grundstücks not-
wendigen Grundstücksanschluss entsprechend dem von ihr vorgehaltenen Ent-
wässerungssystem bereit. Werden Gebiete im Trennsystem entwässert, gelten 
die Grundstücksanschlüsse für Schmutz- und Niederschlagswasser als ein 
Anschluss. Die Grundstücksanschlüsse werden ausschließlich von der Stadt her-
gestellt, unterhalten, erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Das 
Schmutz- und Niederschlagswasser ist den jeweils dafür bestimmten Leitungen 
zuzuführen.
(2) Art, Ausführung, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse, insbesondere 
Eintrittsstelle und lichte Weite, sowie deren Änderung werden nach Anhörung 
des Grundstückseigentümers und unter Berücksichtigung seiner berechtigten 
Interessen von der Stadt bestimmt.
(3) Die Stadt kann auf Antrag mehr als einen Grundstücksanschluss zulassen, 
soweit sie es für technisch notwendig erachtet. Diese Grundstücksanschlüsse 
sind zusätzliche Grundstücksanschlüsse. Abweichend von Abs. 1 können diese 
auf Antrag und auf Kosten des Grundstückseigentümers von einer von ihm 
beauftragten Fachfirma hergestellt, geändert, erneuert und beseitigt werden 
unter der Voraussetzung, dass der Grundstückseigentümer sämtliche Maßnah-
men der Stadt mindestens 14 Tage vorher anzeigt.
(4) Die Stadt kann in Ausnahmefällen den Anschluss mehrerer Grundstücke an 
einen gemeinsamen Grundstücksanschluss zulassen. Dies setzt voraus, dass die 
beteiligten Grundstückseigentümer die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung 
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a) Versickerungsmulden (Versickerung über die belebte Bodenzone)
b) Mulden-Rigolen-Systeme
c) Teiche mit Retentionszonen
d) Regenwasserspeicher/Zisternen
verlangt werden.
(3) Die Anlagen der Niederschlagswasserbewirtschaftung sind mit dem Entwäs-
serungsantrag nachzuweisen. Soweit das Niederschlagswasser einer schadlo-
sen Ableitung zuzuführen ist, ist in dem Entwässerungsantrag darzustellen, wie 
die Ableitung sichergestellt wird. Gleichermaßen ist im Entwässerungsantrag 
darzustellen, wohin das Niederschlagswasser bei der Nutzung von Nieder-
schlagswasserbewirtschaftungsanlagen bei einer Funktionsstörung oder Über-
lastung derselben abfließt.
(4) Soweit die Niederschlagswasserbeseitigung über Versickerungsmulden oder 
Mulden- Rigolen-Systeme erfolgt, sollten vom Grundstückseigentümer die tech-
nischen Anforderungen nach Anhang 3 beachtet werden.
(5) Soweit im Rahmen der Niederschlagswasserbewirtschaftung eine öffentli-
che Anlage der Niederschlagswasserbeseitigung (Mulde/Mulden-Rigolen-Sys-
tem) in Anspruch genommen wird, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
im Falle eines Unfalls bzw. einer Kontaminierung des Bodens auf dem Grund-
stück die Stadt unverzüglich zu unterrichten. Die Stadt ist berechtigt, die Grund-
stücksmulde bzw. Grundstücksmuldenrigole sofort von der öffentlichen Nieder-
schlagswasserbeseitigung abzuschiebern und vom Grundstückseigentümer alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit des 
Entwässerungssystems einschließlich eines eventuell erforderlichen Bodenaus-
tausches zur Verhinderung des Versickerns unzulässiger Stoffe in Boden und 
Grundwasser zu verlangen. Kommen die Eigentümer dieser Aufforderung nicht 
nach, kann die Stadt auf Kosten der Eigentümer die Schäden beseitigen.
(6) Soweit im Rahmen der Niederschlagswasserbewirtschaftung die Ableitung 
von Niederschlagswasser in ein Gewässer erfolgt, hat jede vermeidbare Beein-
trächtigung des Gewässers zu unterbleiben.
(7) Soweit die Einleitung in ein Gewässer nicht als erlaubnisfrei im Sinne der 
gesetzlichen Bestimmungen anzusehen ist, ist der Grundstückseigentümer ver-
pflichtet, für diese Einleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

§ 17 Antrag auf Anschluss und Benutzung, Genehmigung
(1) Die Stadt erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung auf Antrag eine 
Genehmigung zum Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und zum Ein-
leiten von Abwasser. Die Stadt zeigt jeweils durch öffentliche Bekanntmachung 
an, wo betriebsfertige Kanäle nach dem Inkrafttreten dieser Satzung verlegt 
worden sind. Anträge auf Anschluss und Benutzung sind innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten nach der öffentlichen Bekanntmachung bei der Stadt zu 
stellen.
(2) Der schriftlichen Genehmigung der Stadt bedarf
a) das Anschließen der Grundstücksentwässerungsanlagen an einen Grund-

stücksanschluss. Werden während oder nach der Bauausführung diesbe-
zügliche Änderungen vorgenommen, ist dies der Stadt unverzüglich anzu-
zeigen und eine Genehmigung dafür einzuholen.

b) die Benutzung der Abwasseranlagen (öffentliche Abwasseranlagen, Grund-
stücksanschlüsse, Kleinkläranlagen, Abscheider und Abwassergruben) 
sowie die Änderung der Benutzung.

Die Genehmigung erfolgt unbeschadet der Rechte Dritter und der sonstigen 
bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen.
(3) Den Anträgen ist eine der Landesverordnung über Bauunterlagen und die 
bautechnische Prüfung (BauuntPrüfVO) entsprechende Darstellung der Grund-
stücksentwässerung beizufügen. Die Freistellung eines Bauvorhabens von der 
Baugenehmigungspflicht oder die Durchführung eines vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahrens nach der LBauO entbindet den Grundstückseigentümer 
nicht von der Antragspflicht.
(4) Für neu herzustellende oder zu verändernde Anlagen kann die Genehmi-
gung davon abhängig gemacht werden, dass bereits vorhandene Anlagen, 
die den Vorschriften nicht entsprechen, diesen angepasst oder beseitigt 
werden.
(5) Die Genehmigung des Antrages erlischt nach Ablauf eines Jahres, wenn mit 
den Ausführungsarbeiten nicht begonnen oder begonnene Arbeiten länger als 
ein Jahr eingestellt worden sind. Bei vorübergehenden oder vorläufigen 
Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich oder befristet ausgesprochen.
(6) Für die Genehmigung erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebühr gemäß Ent-
geltsatzung Abwasserbeseitigung.

§ 18 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 
Zutrittsrecht
(1) Der Grundstückseigentümer hat die Fertigstellung seiner Grundstücks-
entwässerungsanlage und deren Anschluss an den Grundstücksanschluss 
der Stadt anzuzeigen; vorher darf die Grundstücksentwässerungsanlage 
nicht in Betrieb genommen und der Leitungsgraben nicht verfüllt werden; 
dies gilt entsprechend für Änderungen an der Grundstücksentwässerungs-
anlage. Die Stadt ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlage im 
Hinblick auf den ordnungsgemäßen Betrieb der öffentlichen Abwasserbe-
seitigungseinrichtung vorab zu überprüfen. Werden diesbezügliche Mängel 
festgestellt, sind diese vor Inbetriebnahme der Grundstücksentwässerungs-
anlage zu beseitigen. Im Übrigen bleibt der Grundstückseigentümer für 
seine Anlage verantwortlich und die Stadt haftet nicht für die fehlerfreie 
und vorschriftsmäßige Ausführung der privaten Grundstücksentwässe-
rungsanlage.
(2) Die Stadt ist berechtigt, die Abwasseranlagen auf den Grundstücken zu 
überprüfen (Grundstücksentwässerungsanlagen, Kleinkläranlagen, Abscheider, 

Vorbehandlungstechniken fordern (z. B. Koaleszenzabscheider). Die Abscheider 
mit den dazugehörigen Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in 
regelmäßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf, zu leeren 
und zu reinigen. Für die Beseitigung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschrif-
ten des Abfallrechts über die Abfallbeseitigung. Der Grundstückseigentümer 
hat jede Entleerung und Reinigung von Abscheidern mit den dazugehörigen 
Schlammfängen der Stadt innerhalb von zwei Wochen nach der Entleerung mit-
zuteilen und nachzuweisen, wo der Inhalt verblieben ist.
(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen sowie 
Handtuchspender mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Grundstücksentwässe-
rungsanlagen angeschlossen werden.

§ 13 Abwassergruben
(1) Der Grundstückseigentümer hat auf Grundstücken, die auf Dauer nicht an 
Kanäle angeschlossen sind oder angeschlossen werden können, auf denen aber 
Abwasser anfällt, ausreichend bemessene geschlossene Abwassergruben als 
Grundstücksentwässerungsanlagen nach dem Stand der Technik zu errichten 
und zu betreiben; die Stadt bestimmt den Zeitpunkt, bis zu dem Abwassergru-
ben errichtet sein müssen. Ausnahmen nach § 59 Abs. 2 LWG bleiben unbe-
rührt. Das in landwirtschaftlichen Betrieben durch Viehhaltung anfallende 
Abwasser ist getrennt vom häuslichen Abwasser zu sammeln.
(2) Die Stadt kann dem Grundstückseigentümer schriftlich erklären, dass sie die 
Herstellung, den Aus- und Umbau sowie die Unterhaltung und Änderung der 
Abwassergruben übernimmt.
(3) Die Abfuhr des Abwassers aus Gruben erfolgt nach Bedarf, jedoch mindes-
tens einmal pro Jahr. Auf anderen rechtlichen Grundlagen beruhende weiterge-
hende Verpflichtungen bleiben unberührt.
(4) Die Entleerung der Abwassergruben erfolgt nach einem Abfuhrplan der 
Stadt, der öffentlich bekannt gemacht wird. Darüber hinaus ist der Grund-
stückseigentümer verpflichtet, zusätzlich erforderliche Entleerungen spätestens 
dann schriftlich oder mündlich zu beantragen, wenn die Abwassergrube bis auf 
50 cm unter Zulauf aufgefüllt ist.
(5) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Abfuhrplanes kann die 
Stadt die Abwassergruben entleeren, wenn besondere Umstände dieses erfor-
dern oder die Voraussetzungen für die Entleerung vorliegen und ein Antrag auf 
Entleerung unterbleibt.
(6) Zum Abfuhrtermin hat der Grundstückseigentümer die Abwassergrube frei-
zulegen und die Zufahrt zu gewährleisten.
(7) Das Abwasser ist der Stadt zu überlassen (Benutzungszwang). Es geht mit 
der Übernahme in das Eigentum der Stadt über. Sie ist nicht verpflichtet, darin 
nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Werden Wert-
gegenstände gefunden, sind sie als Fundsachen zu behandeln.
(8) Abwassergruben sind außer Betrieb zu setzen, sobald eine Abwasserbeseiti-
gung durch eine der Entwässerungsplanung entsprechende zentrale oder 
gemeinschaftliche Abwasseranlage der Stadt möglich ist. Die Stadt teilt dem 
Grundstückseigentümer diesen Zeitpunkt mit einer angemessenen Frist zur 
Stilllegung schriftlich mit.

§ 14 Kleinkläranlagen
(1) Die Kleinkläranlagen in privater Trägerschaft sind nach Maßgabe der erteil-
ten wasserrechtlichen Erlaubnis nach dem Stand der Technik, insbesondere DIN 
4261 Teil 2 „Kleinkläranlagen - Anlagen mit Abwasserbelüftung“, herzustellen 
und zu betreiben.
(2) Kleinkläranlagen sind außer Betrieb zu setzen, sobald eine Abwasserbeseiti-
gung durch eine der Entwässerungsplanung entsprechende zentrale oder 
gemeinschaftliche Abwasseranlage der Stadt vorgesehen ist. Die Stadt teilt 
dem Grundstückseigentümer diesen Zeitpunkt mit einer angemessenen Frist 
zur Stilllegung sowie zum Anschluss an die öffentliche Einrichtung gemäß § 7 
schriftlich mit.
(3) Die Entschlammung aller Kleinkläranlagen erfolgt nach dem öffentlich 
bekanntgemachten Abfuhrplan der Stadt. Die Stadt ist berechtigt, die Ent-
schlammung ohne vorherigen Antrag bzw. außerhalb des Abfuhrplanes zu ver-
anlassen, wenn besondere Umstände dies erfordern oder die Voraussetzungen 
für die Entschlammung vorliegen. Zum Abfuhrtermin hat der Grundstückseigen-
tümer die Anlage freizulegen und die Zufahrt zu gewährleisten.

§ 15 Kleinkläranlagen mit weitergehender Abwasserreinigung
(1) Abweichend von § 13 und unberührt von den Ausnahmen nach § 59 Abs. 2 
LWG kann die Stadt zur Beseitigung von häuslichem Schmutzwasser auf Antrag 
des Grundstückseigentümers anstelle einer geschlossenen Grube die Errichtung 
einer privat betriebenen Kleinkläranlage mit weitergehender Abwasserreini-
gung (z. B. Pflanzenbeet, Membrantechnologie etc.) und Auslauf in ein Gewäs-
ser zulassen; Voraussetzung ist, dass die wasserrechtliche Erlaubnis hierfür der 
Stadt erteilt wird und die Anlage nach dem Stand der Technik und den Anforde-
rungen des LWG sowie der erteilten wasserrechtlichen Erlaubnis errichtet und 
betrieben wird.
(2) Die Stadt bestimmt den Zeitpunkt, bis zu dem die Anlage vorhanden sein 
muss. Das Nähere ist über eine gesondert abzuschließende Vereinbarung fest-
zulegen, die den Anforderungen nach § 14 genügen muss.

§ 16 Niederschlagswasserbewirtschaftung
(1) Niederschlagswasser ist unter Beachtung der nachfolgenden Bestimmungen 
auf Anforderung der Stadt auf dem Grundstück zu verwerten oder einer schad-
losen Ableitung zuzuführen.
(2) Als dezentrale Anlagen der Niederschlagswasserbewirtschaftung können 
durch die Stadt, insbesondere
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4. Abwasseruntersuchungen nicht durchführt, durchführen lässt oder nicht 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen schafft und notwendigen Unter-
lagen vorlegt (§ 6),

5. Fäkalschlamm und Abscheidegut entgegen den Bestimmungen dieser Sat-
zung beseitigt (§ 12 Abs. 2 und 3, §§ 13, 14 und 15),

6. notwendige Anpassungen nicht durchführt (insbesondere § 4 Abs. 3, § 6 
Abs. 5, § 7 Abs. 2, § 11 Abs. 2, 4 und 5, § 16 Abs. 5, § 17 Abs. 4) oder Män-
gel nicht beseitigt (insbesondere § 6 Abs. 5, § 9 Abs. 3, § 18 Abs. 1 und 3),

7. das Entschlammen von Kleinkläranlagen oder das Entleeren von 
Abwassergruben nicht zulässt oder behindert oder Fäkalschlamm und 
Abscheidegut entgegen den Bestimmungen dieser Satzung beseitigt 
(§§ 13 bis 15),

8. seinen Benachrichtigungs-, Erklärungs-, Auskunfts- oder Nachweispflich-
ten (insbesondere § 5 Abs. 6, § 6 Abs. 4, § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 5, § 14 Abs. 
4, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 3 und 5, § 19 Abs. 1 bis 5) sowie Duldungs- und 
Hilfeleistungspflichten (insbesondere § 18) nicht nachkommt,

9. Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Abscheider sowie 
Abwassergruben nicht ordnungsgemäß herstellt, unterhält, reinigt und 
betreibt (§§ 11 bis 15)

oder wer einer aufgrund dieser Satzung ergangenen, vollziehbaren Anord-
nung zuwiderhandelt. Ordnungswidrig sind außerdem Eingriffe in öffentli-
che Abwasseranlagen, die von der Stadt nicht ausdrücklich genehmigt sind, 
insbesondere das Entfernen von Schachtabdeckungen und Einlaufrosten.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu der im § 24 Abs. 5 
GemO festgelegten Höhe geahndet werden. Das Bundesgesetz über Ordnungs-
widrigkeiten vom 2.1.1978 (BGBl. I S. 80) sowie das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24.5.1968 (BGBl. I S. 503), beide in der 
jeweils geltenden Fassung, finden Anwendung.
(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach den Vorschriften des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes von Rheinland-Pfalz.

§ 23 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft, mit Ausnahme der Regelungen 
in § 17 Abs. 6, § 18 Abs. 4 und § 19 Abs. 6. Diese Bestimmungen treten mit Wir-
kung zum 01.01.2023 in Kraft.
(2) Zum 01.01.2022 tritt die Satzung über die Entwässerung und den Anschluss 
an die öffentliche Abwasseranlage der Stadt Bendorf/Rhein, vom 29. Oktober 
2013 außer Kraft.
Bendorf/Rhein, 15. Juni 2022 gez. Christoph Mohr
Stadtverwaltung Bendorf Bürgermeister

Anhang 1 zu § 1 Abs. 2 der Allgemeinen Entwässerungssatzung der 
Stadt Bendorf/Rhein| Entwässerungssysteme im gesamten Stadtgebiet:

Stadtteil Straße/Bereich Entwässerungssystem
Bendorf Gesamte Ortslage

Ausnahmen:
Neubergsweg
Vierwindenhöhe
ab Hausnummer 78
Gartenstraße

Mischsystem
keine Kanalisation
keine Kanalisation
keine Kanalisation

Sayn Gesamte Ortslage
Ausnahmen:
Hellenpfad
(hinter Bahnbrücke)
Oberer Heinzenweg
(hinter Bahnbrücke)
Jahnstraße

Mischkanalisation
keine Kanalisation
keine Kanalisation
keine Kanalisation

Stromberg Ortslage
Ausnahmen:
Baugebiet
Stromberg-Süd I
Baugebiet
Stromberg-Süd II

Mischsystem
Reines Schmutzwassersystem
Trennsystem

Mülhofen Gesamte Ortslage Mischsystem

Anhang 2:
Allgemeine Richtwerte für die wichtigsten Beschaffenheitskriterien 
(gemäß Anhang A.1. des DWA-M 115 - Teil 2)
Vorbemerkungen:
- Die jeweiligen Untersuchungsverfahren bestimmen sich nach 
DWA-M 115 - Teil 2, Anhang A.2
- Zu den mit * versehenen Parametern gibt es auch Anforderun-
gen nach dem Stand der Technik gemäß Anhängen zur AbwVO.
1) Allgemeine Parameter
a) Temperatur 35°C
b) pH-Wert min. 6,5; max. 10,0
c) Absetzbare Stoffe nicht begrenzt
Soweit eine Schlammbeseitigung wegen der ordnungsgemä-
ßen Funktionsweise der öffentlichen Abwasseranlage erforder-
lich ist, kann eine Begrenzung im Bereich von 1-10 ml/l nach 
0,5 Stunden Absetzzeit, in besonderen Fällen auch darunter, 
erfolgen.

Abwassergruben, Vorbehandlungs- und Speicheranlagen). Den damit beauf-
tragten Personen ist zu allen Teilen der Anlagen Zutritt zu gewähren. Sie dürfen 
Wohnungen nur mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäfts-
räume ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen sie normaler-
weise für die jeweilige geschäftliche oder betriebliche Nutzung offen stehen. 
Grundstückseigentümer und Besitzer sind verpflichtet, die Ermittlungen und 
Überprüfungen nach den Sätzen 1 und 2 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. 
Sie haben den zur Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die Betriebs-
vorgänge zu gewähren und sonstige erforderliche Auskünfte, insbesondere zu 
Art und Umfang des Abwassers und seiner Entstehung, jederzeit zu erteilen.
(3) Werden bei der Überprüfung nach Abs. 2 Mängel festgestellt, hat sie der 
Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen.
(4) Für die Prüfung nach Abs. 1 und 2 erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebühr 
gemäß der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung.
(5) Der Zutritt zu den Abwasseranlagen ist in gleicher Weise auch dann zu 
gewähren, wenn die Stadt ihrer Überwachungspflicht nach § 59 Abs. 2 LWG für 
Grundstücke nachkommt, für die sie von der Abwasserbeseitigungspflicht frei-
gestellt wurde.

§ 19 Informations- und Meldepflichten
(1) Wechselt das Eigentum, hat dies der bisherige Eigentümer der Stadt inner-
halb von zwei Wochen nach der Änderung schriftlich mitzuteilen. Dazu ist auch 
der neue Eigentümer verpflichtet.
(2) Der Grundstückseigentümer hat den Abbruch eines angeschlossenen 
Gebäudes oder eine Veränderung, die den Grundstücksanschluss betrifft, der 
Stadt einen Monat vorher mitzuteilen.
(3) Die Nutzung von Wasser, das nicht als Trinkwasser geliefert wird und zu Ein-
leitungen in Abwasseranlagen führt, ist der Stadt anzuzeigen. Die Stadt ist 
berechtigt, den Einbau von geeichten Wasserzählern zur Messung der dem 
Abwasser zufließenden Brauchwassermengen zu verlangen.
(4) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe (z. B. durch Auslaufen von 
Behältern) in öffentliche Abwasseranlagen, so hat der Grundstückseigentümer 
die Stadt unverzüglich zu benachrichtigen.
(5) Ändern sich Art und Menge des Abwassers erheblich, so hat der Grund-
stückseigentümer bzw. Benutzer der Abwasseranlage dies unverzüglich anzu-
zeigen und auf Verlangen die Unschädlichkeit des Abwassers nachzuweisen.
(6) Für die Übermittlung von Informationen aufgrund des Umweltinformations-
gesetzes (UIG) erhebt die Stadt Kosten (Gebühren und Auslagen) gemäß dem 
besonderen Gebührenverzeichnis des für die Abwasserbeseitigung fachlich 
zuständigen Ministeriums in der jeweils geltenden Fassung.

§ 20 Indirekteinleiterkataster
(1) Zur Sicherstellung der Einhaltung der Anforderungen dieser Satzung für das 
im Entsorgungsgebiet anfallende gewerbliche Abwasser führt die Stadt ein 
Kataster über die Einleitung gewerblicher Abwässer in die öffentlichen Abwas-
seranlagen (Indirekteinleiterkataster).
(2) Bei bestehenden Indirekteinleitungen hat der Indirekteinleiter auf Anforde-
rung der Stadt die Betriebsprozesse zu bezeichnen und mitzuteilen, aus denen 
das eingeleitete Abwasser entsteht. Die Stadt kann von ihm weitere Auskünfte 
verlangen, die zur Erstellung des Katasters erforderlich sind.

§ 21 Haftung
(1) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder satzungswidriges 
Handeln entstehen, haftet der Verursacher. Dies gilt insbesondere, wenn entge-
gen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die öffentliche 
Abwasserbeseitigungsanlage abgeleitet werden. Ferner hat der Verursacher die 
Stadt von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere wegen solcher Schä-
den gegen sie geltend machen.
(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nach-
teile, die der Stadt durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässe-
rungsanlage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes 
Bedienen entstehen.
(3) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.
(4) Wer durch Nichtbeachtung der Einleitungsbedingungen dieser Satzung die 
Erhöhung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5 Abwasserabgabengesetz) verur-
sacht, hat der Stadt den erhöhten Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten.
(5) Ansprüche auf Schadensersatz wegen Rückstau aus der öffentlichen Abwas-
seranlage, z. B. bei Hochwasser, Wolkenbrüchen, Frostschäden oder Schnee-
schmelze gegen die Stadt bestehen nicht, es sei denn, dass Vorsatz oder Fahr-
lässigkeit der Stadt oder ihrer Erfüllungsgehilfen vorliegen. § 2 Abs. 3 
Haftpflichtgesetz bleibt unberührt.

§ 22 Ahndung bei Verstößen sowie Zwangsmaßnahmen
(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 24 Abs. 5 GemO, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig einem Gebot oder Verbot dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er
1. Anschlüsse ohne die notwendigen Anträge und Genehmigungen (§ 17 i. V. 

m. § 4 Abs. 1 und 3, § 9 Abs. 1 und 2; § 16 Abs. 7) oder entgegen einer 
Genehmigungen nach § 17 oder entgegen den Bestimmungen dieser Sat-
zung (insbesondere § 4 Abs. 1 und 3, §§ 10 und 11) herstellt,

2. sein Grundstück nicht anschließt oder anschließen lässt oder dafür nicht 
die notwendigen Vorkehrungen trifft und Anträge stellt (insbesondere § 7 
Abs. 1 und 4, §§ 10 bis 12),

3. Abwasser entgegen den Bestimmungen dieser Satzung oder des Einzelfal-
les einleitet (insbesondere § 5 i. V. m. Anhang 2, § 8, § 18 Abs. 1), oder 
Abwasser nicht einleitet, das dem Benutzungszwang nach § 8 Abs. 1 
unterliegt.
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Auf Antrag kann unter Beachtung der Bemerkung im DWA-M 
115 - Teil 2, Anhang 2 zu diesem Parameter dieser Wert im Ein-
zelfall auf bis zu 100 mg/l erhöht werden.
*Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/l
Sulfat (SO4

2-) 600 mg/l
Auf Antrag kann gemäß DWA-M 115 - Teil 2, Anhang A.1. je 
nach Baustoff, Verdünnung und örtlichen Verhältnissen im Ein-
zelfall ein höherer Wert widerruflich zugelassen werden.
*Sulfid (S2-) 2 mg/l
Fluorid (F-), gelöst 50 mg/l
Phosphor gesamt (Pges) 50 mg/l
Auf Antrag kann unter Beachtung der Bemerkung im DWA-M 
115 - Teil 2, Anhang 2 zu diesem Parameter im Einzelfall ein 
höherer Wert widerruflich zugelassen werden.
5) Chemische und biochemische Wirkungskenngrößen
Spontane Sauerstoffzehrung 100 mg/l
An Indirekteinleiter mit nitrifikationshemmendem Abwasser 
können im Einzelfall bei entsprechenden betrieblichen Proble-
men auf der kommunalen Kläranlage besondere Anforderun-
gen gestellt werden.
An Indirekteinleiter, deren Abwasser Probleme mit der aeroben 
biologischen Abbaubarkeit im Kläranlagenbetrieb verursacht, 
können im Einzelfall besondere Anforderungen für nicht abbau-
baren CSB/TOC als Konzentrations- bzw. Frachtwerte für die 
Indirekteinleitung gestellt werden.

Anhang 3
Technische Anforderungen an die „private“ Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung
Der Grundstückseigentümer sollte bei einer Niederschlagswasserbeseitigung 
über Versickerungsmulden oder Mulden-Rigolen-Systeme auf dem eigenen 
Grundstück folgende technischen Anforderungen beachten:
a) Um eine sach- und handwerksgerechte Herstellung zu gewährleisten, 

sollten die Bauarbeiten nur durch entsprechend qualifizierte Firmen 
ausgeführt werden. Die Stadt sollte vor der Auftragserteilung beteiligt 
werden.

b) Während der Bauzeit anfallendes Niederschlagswasser und ggf. auftreten-
des Grundwasser soll in die fertig gestellte öffentliche Mulde, öffentliche 
Mulden-Rigole oder den Regenwasserkanal eingeleitet werden.

c) Gegen eine eventuelle Vernässung der Baugrundstücke durch drückendes 
Wasser haben sich die jeweiligen Eigentümer selbst zu schützen.

d) Der Abstand von unterkellerten Gebäuden zu Versickerungseinrichtungen 
sollte mindestens 6,0 m betragen, im Falle wasserdicht ausgebildeter Keller 
auch ein geringerer Abstand. Bei Mulden sollte der Abstand mindestens 2,0 
m betragen (vgl. Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 138 der DWA Deutschen Verei-
nigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., vormals ATV-DVWK).

e) Die Grundstücksmulden oder Mulden-Rigolen sollten als Grünflächen 
angelegt und unterhalten werden. Auf und in unmittelbarer Nähe von 
Rigolen sollten keine Bäume gepflanzt oder andere beeinträchtigende 
Anpflanzungen vorgenommen werden.

f) Um ein frühzeitiges Zusetzen der Mulden bzw. Mulden-Rigolen mit 
der Folge von Funktionsstörungen zu verhindern, sollten mindestens 
einmal jährlich Pflege- und Unterhaltungsarbeiten vom Grundstücks-
eigentümer veranlasst werden. Diese Pflege- und Unterhaltungsar-
beiten umfassen u. a. die Kontrolle der Mulden, das Mähen und das 
Freihalten von Laub sowie das Vertikutieren (Auflockern) des Bodens 
über der Mulden-Rigole bzw. in der Mulde. (Vgl. Merkblatt für die 
Kontrolle und Wartung von Sickeranlagen (Ausgabe 2002, der For-
schungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen, Arbeitsgruppe „Erd- 
und Grundbau“).

g) Der Grundstückseigentümer soll, insbesondere in der Bauphase, alle Maß-
nahmen unterlassen, die die Funktionsfähigkeit des Mulden- bzw. Mulden-
Rigolen-Systems im privaten und öffentlichen Bereich beeinträchtigen kön-
nen, insbesondere jegliche Befahrung und sonstige Verdichtung, 
Benutzung als Lagerstelle, Bepflanzung oder vergleichbares.

2) Organische Stoffe und Stoffkenngrößen
a) Schwerflüchtige lipophile Stoffe 300 mg/l gesamt
(u.a. verseifbare Öle, Fette)
Soweit noch das bisherige Verfahren nach DIN 38409 Teil 17 
angewendet wird, gilt ein Grenzwert von 250 mg/l.
b) *Kohlenwasserstoffindex 100 mg/l gesamt
Verschärfter Grenzwert 20 mg/l
so weit im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasser-
anlagen eine weitergehende Entfernung der Kohlenwasser-
stoffe erforderlich ist (mit Hilfe entsprechend wirksamer Vor-
behandlungstechniken wie z. B. Koaleszenzabscheidern, vgl. 
§ 12 Abs. 2).
c) *AOX - Absorbierbare organische Halogenverbin-
dungen

1 mg/l

Auf Antrag kann unter Beachtung der Bemerkung im DWA-M 
115 - Teil 2, Anhang 2 zu diesem Parameter im Einzelfall ein 
höherer Wert widerruflich zugelassen werden.
d) *Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe 
(LHKW)

0,5 mg/l

Der Richtwert gilt für die Summe Trichlorethen, Tetrachlore-
then, 1,1,1-Trichlorethan, Dichlormethan und Trichlormethan, 
gerechnet als Chlor, insbesondere zum Schutz der in den abwas-
sertechnischen Anlagen arbeitenden Menschen. Soweit im 
Abwasser weitere leichtflüchtige, chlorierte Kohlenwasser-
stoffe, wie z. B. Tetrachlormethan, 1,1-Dichlorethan, 
1,2-Dichlorethan, 1,1,2-Trichlorethan, 1,1-Dichlorethen, cis- und 
trans-1,2-Dichlorethen, 1,2-Dichlorpropan, 1,3-Dichlorpropan, 
cis- und trans-1,3-Dichlorpropen, 1,1,2,2-Tetrachlorethan oder 
Hexachlorethan enthalten sind, sind diese Stoffe in die Sum-
menbildung einzubeziehen.
e) *Phenolindex, wasserdampfflüchtig 100 mg/l
f) Farbstoffe Keine Färbung des 

Vorfluters
Farbstoffe dürfen nur in einer so niedrigen Konzentration ein-
geleitet werden, dass der Vorfluter nach Einleitung des Ablaufs 
einer mechanisch-biologischen Kläranlage visuell nicht gefärbt 
erscheint.
g) Organische halogenfreie Lösemittel 10 g/l als TOC
Der Richtwert gilt für mit Wasser ganz oder teilweise mischbare 
und gemäß OECD 301 biologisch leicht abbaubare Lösemittel 
(entnehmbar aus Sicherheitsdatenblatt).
3) Metalle und Metalloide
*Antimon (Sb) 0,5 mg/l
Dieser Grenzwert kann auf Antrag im Einzelfall angepasst 
werden.

*Arsen (As) 0,5 mg/l
*Blei (Pb) 1 mg/l
*Cadmium (Cd) 0,5 mg/l
*Chrom (Cr) 1 mg/l
*Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l
*Cobalt (Co) 2 mg/l
*Kupfer (Cu) 1 mg/l
*Nickel (Ni) 1 mg/l
*Silber (Ag) gemäß AbwVO
*Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l
*Zinn (Sn) 5 mg/l
*Zink (Zn) 5 mg/l
Im Einzelfall können zusätzlich für Aluminium (Al) und Eisen 
(Fe) Anforderungen festgelegt werden, soweit keine Schwierig-
keiten bei der Abwasserableitung und -reinigung auftreten.
4) Weitere Anorganische Stoffe
Stickstoff aus Ammonium / Ammoniak (NH4-N, NH3-N) 100 mg/l < 5000 EW

200 mg/l > 5000 EW
Stickstoff aus Nitrit (NO2-N), falls höhere Frachten anfallen 10 mg/l

	■ Satzung über die Erhebung von Entgelten für die öffentliche Wasserversorgung - 
Entgeltsatzung Wasserversorgung - der Stadt Bendorf/Rhein

vom 31.05.2022

Der Stadtrat Bendorf hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO), der 
§§ 2, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlos-
sen, die hiermit bekannt gemacht wird:
Inhaltsübersicht
I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Abgabearten
II. Abschnitt: Einmaliger Beitrag
§ 2 Beitragsfähige Aufwendungen
§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht
§ 4 Ermittlungsgrundsätze und Ermittlungsgebiet
§ 5 Beitragsmaßstab
§ 6 Entstehung des Beitragsanspruches
§ 7 Vorausleistungen
§ 8 Ablösung
§ 9 Beitragsschuldner

§ 10 Veranlagung und Fälligkeit
III. Abschnitt: Laufende Entgelte
§ 11 Entgeltfähige Kosten
§ 12 Erhebung Grundgebühren / Benutzungsgebühren
§ 13 Gegenstand der Gebührenpflicht
§ 14 Grundgebührenmaßstab
§ 15 Benutzungsgebührenmaßstab
§ 16 Entstehung des Gebührenanspruches
§ 17 Vorausleistungen
§ 18 Gebührenschuldner
§ 19 Fälligkeiten
IV. Abschnitt: Verwaltungsgebühren und Aufwendungsersatz
§ 20 Verwaltungsgebühren
§ 21 Aufwendungsersatz
§ 22 Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse
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2. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht er 
eine andere als die bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor 
oder liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen:
a) bei Grundstücken, die unmittelbar an eine Verkehrsanlage angrenzen, 
die Fläche von dieser bis zu einer Tiefe von 50 Meter;
b) bei Grundstücken, die nicht unmittelbar an eine Verkehrsanlage 
angrenzen, mit dieser aber durch einen eigenen Weg oder durch einen 
Zugang, der durch Baulast oder dingliches Recht gesichert ist, verbunden 
sind, die Fläche zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis 
zu einer Tiefe von 50 Meter. 
Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung dar-
stellen, bleiben bei der Bestimmung der tiefenmäßigen Begrenzung und 
bei der Ermittlung der Grundstücksfläche unberücksichtigt.

3. Bei Grundstücken, die über die Tiefenbegrenzung nach Nr. 1 - 2 hinaus 
gehen, zusätzlich die Grundflächen der hinter der Begrenzung an die Was-
serversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch 0,4.

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Freibad fest-
gesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die 
Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Bau-
lichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2.

5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, 
Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im 
Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die Grundstücksfläche multi-
pliziert mit 0,1.

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Camping-
platz oder Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, oder die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbe-
reich tatsächlich so genutzt werden, wird für jeden Standplatz eine 
Grundfläche von 15 m² und für jedes Wochenendhaus eine Grundfläche 
von 30 m² angesetzt. 
Die Summe der sich hieraus ergebenden Grundflächen wird zur Berech-
nung der beitragspflichtigen Grundstücksfläche unabhängig von einer 
tatsächlichen Nutzung der Wasserversorgungseinrichtung durch die 
einzelnen Standplätze und Wochenendhäuser durch die Grundflächen-
zahl 0,4 geteilt.

7. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfest-
stellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist 
(u. a. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfest-
stellung bezieht.

8. Bei den übrigen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), 
die Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2.

9. Für nicht bebaute Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), die tat-
sächlich an die Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind, die ange-
schlossene Grundfläche geteilt durch 0,2.

Soweit die nach den Nrn. 3, 4, 6, 8 und 9 ermittelte Grundstücksfläche größer 
ist als die tatsächliche Grundstücksfläche, wird die tatsächliche Grundstücksflä-
che zugrunde gelegt.
(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:
1. In beplanten Gebieten wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzu-

lässige Zahl der Vollgeschosse zugrunde gelegt.
2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollge-

schosse, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt als Zahl 
der Vollgeschosse die höchstzulässige Baumassenzahl geteilt durch 3,5. 
Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch eine Baumassenzahl festge-
setzt, sondern nur die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe, so gilt 
diese Trauf- bzw. Firsthöhe geteilt durch 3,5 als Zahl der Vollgeschosse. 
Sind sowohl Trauf- als auch Firsthöhe festgesetzt, so wird nur mit der 
Traufhöhe gerechnet. Soweit der Bebauungsplan keine dieser Festset-
zungen trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der 
Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist ausgehend vom 
Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden 
auf ganze Zahlen abgerundet.

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. 
Firsthöhe bestimmt ist, gilt
a) die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese 
Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzte oder nach Nr. 2 berechne-
ten Vollgeschosse,
b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei 
Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen 
oder industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, ent-
sprechend.
Bei Grundstücken, die gewerblich und / oder industriell genutzt werden, ist 
die tatsächliche Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wenn die sich 
ergebende Zahl größer ist als diejenige in Buchstabe a); Bruchzahlen wer-
den auf ganze Zahlen abgerundet. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungs-
gelände in der Gebäudemitte zu messen.

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt 
ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt 
werden (u. a. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freizeitanlagen, Freibäder, 
Friedhöfe), wird abweichend Abs. 1 Satz 3 ein Vollgeschoss angesetzt.

V. Abschnitt: Umsatzsteuer und Inkrafttreten
§ 23 Umsatzsteuer
§ 24 Inkrafttreten

I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Abgabearten
(1) Die Stadt Bendorf/Rhein (Stadt) betreibt in Erfüllung ihrer Aufgabenpflicht 
die Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung.
(2) Die Stadt erhebt
1. Einmalige Beiträge zur Deckung von Investitionsaufwendungen für die 

erstmalige Herstellung nach § 2 dieser Satzung.
2. Laufende Entgelte zur Deckung der laufenden Kosten, einschließlich der 

investitionsabhängigen Kosten in Form Gebühren nach § 12 dieser Satzung.
3. Verwaltungsgebühren nach § 20 dieser Satzung.
4. Aufwendungsersätze nach den §§ 21 und 22 dieser Satzung.
(3) Die Abgabensätze werden durch Beschluss des Stadtrats festgesetzt und 
ortsüblich bekannt gegeben.

II. Abschnitt: Einmaliger Beitrag

§ 2 Beitragsfähige Aufwendungen
(1) Die Stadt erhebt einmalige Beiträge für die auf die Wasserversorgung entfal-
lenden Investitionsaufwendungen, für die erstmalige Herstellung, soweit diese 
nicht bereits durch Zuschüsse, Zuwendungen oder auf andere Weise gedeckt sind.
(2) Bei der Erhebung von einmaligen Beiträgen sind beitragsfähig:
1. Die Aufwendungen für die Straßenleitungen (Ortsnetze),
2. Die Aufwendungen für die Verlegung der Anschlussleitungen zu den einzel-

nen Grundstücken im öffentlichen Verkehrsraum, nach § 22 dieser Satzung.
3. Die Aufwendungen für die Beschaffung der Grundstücke und für den Erwerb von 

Rechten an Grundstücken Dritter sowie der Wert der von der Stadt aus ihrem 
Vermögen bereitgestellten Grundstücksflächen im Zeitpunkt der Bereitstellung.

4. Die bewerteten Eigenleistungen der kommunalen Gebietskörperschaft, die 
diese zur Herstellung oder zum Ausbau der Einrichtung oder Anlage auf-
wenden muss.

5. Die Aufwendungen, die Dritten, deren sich die kommunale Gebietskörper-
schaft bedient, entstehen.

Für die übrigen entgeltsfähigen Aufwendungen werden keine einmaligen Bei-
träge erhoben.

§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die die rechtliche und tat-
sächliche Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversor-
gungseinrichtung oder -anlage oder selbstständig nutzbarer Teile hiervon 
besteht und
a) für die eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung festgesetzt 

und eine entsprechende Nutzung zulässig ist, oder
b) die, soweit eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung nicht 

festgesetzt ist, nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der 
geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung anstehen 
oder gewerblich oder in sonstiger Weise genutzt werden können.

c) Mehrere unmittelbar aneinander angrenzende Grundstücke werden für die 
Festsetzung von Beiträgen bei gleichen Eigentumsverhältnissen als einheitli-
ches Grundstück behandelt, wenn sie eine wirtschaftliche Einheit darstellen.

(2) Werden Grundstücke an eine öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 
oder Anlage angeschlossen, so unterliegen sie auch der Beitragspflicht, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.
(3) Werden Grundstücke nach der Entstehung einmaliger Beiträge durch wei-
tere selbstständig nutzbare Einrichtungsteile erschlossen und entsteht dadurch 
für baulich nutzbare Grundstücksteile ein weiterer Vorteil, sind diese Grund-
stücksteile beitragspflichtig, soweit sie nicht bereits zu einmaligen Beiträgen 
herangezogen wurden.
(4) Werden nachträglich Grundstücke gebildet oder wird nachträglich die Mög-
lichkeit geschaffen sie anzuschließen, entsteht damit der Beitragsanspruch.
(5) Werden Grundstücksteile nach der Entstehung der Beitragspflicht erstmals 
baulich nutzbar und entsteht hierdurch ein Vorteil, sind diese Grundstücksteile 
beitragspflichtig.

§ 4 Ermittlungsgrundsätze und Ermittlungsgebiet
Der Beitragssatz wird als Durchschnittssatz aus den Investitionsaufwendungen 
nach § 2 Abs. 2 ermittelt.
Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung des Beitragssatzes für die erste Herstel-
lung bilden alle Grundstücke und Betriebe, für die die Stadt die Wasserversorgung 
im Rahmen der ersten Herstellung fertiggestellt hat und plangemäß betreibt.

§ 5 Beitragsmaßstab
(1) Beitragsmaßstab für die Wasserversorgung ist die nach Abs. 2 ermittelte 
Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Vollge-
schoss beträgt 10 %. Für die ersten zwei Vollgeschosse beträgt der Zuschlag 
einheitlich 20 %.
(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:
1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grund-

stück nur teilweise überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil unter 
Berücksichtigung der Tiefenbegrenzung nach Nr. 2 noch dem Innenbereich 
nach § 34 BauGB zuzuordnen, gelten diese Flächen des Buchgrundstücks 
auch als Grundstücksfläche.
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(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist der über einen geeichten Wasserzäh-
ler gemessene Wasserverbrauch.
(3) Soweit ein Wasserzähler nicht oder nicht richtig anzeigt, wird die Wasser-
menge von der Stadt unter Zugrundelegung des Vorjahresverbrauches und 
unter Beachtung der begründeten Angaben des Gebührenschuldners geschätzt.

§ 16 Entstehung des Gebührenanspruches
(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abge-
laufene Jahr.
(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch 
damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind 
der bisherige und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner.

§ 17 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Stadt Vorausleistungen 
auf die Gebühren verlangt. Die Höhe richtet sich nach dem voraussichtlichen 
Entgelt für das laufende Jahr.
(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Absatz 1 
Satz 2 am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November erhoben.

§ 18 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner sowohl der Grundgebühr als auch der Benutzungsge-
bühr sind die Grundstückseigentümer und dinglich Nutzungsberechtigten. Mit-
eigentümer oder mehrere aus gleichem Grunde Berechtigte sind Gesamtschuld-
ner.
(2) Ein Mieter oder Pächter ist abweichend von Abs. 1 insoweit Gebühren-
schuldner, wie das Versorgungsverhältnis unmittelbar mit ihm (anstelle oder 
neben dem Grundstückseigentümer) besteht und ein eigener Wasserzähler vor-
handen ist.
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum unter der Voraussetzung, dass jeweils ein 
eigener Wasserzähler vorhanden ist, ist abweichend von Abs. 1 jeder einzelne 
Wohnungs- und Teileigentümer Gebührenschuldner.

§ 19 Fälligkeiten
Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat 
nach Bekanntgabe des Bescheides fällig; § 17 Absatz 2 bleibt unberührt.

IV. Abschnitt: Verwaltungsgebühren und Aufwendungsersatz

§ 20 Verwaltungsgebühren
(1) Für die Genehmigung des Anschlusses an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung nach § 9 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung und für 
die Inbetriebsetzung/ Wiederinbetriebsetzung der Kundenanlage nach § 24 der 
Allgemeinen Wasserversorgungssatzung erhebt die Stadt eine Verwaltungsge-
bühr.
Die Höhe der Gebühr errechnet sich aus den tatsächlich aufgewendeten Zeitan-
teilen und den Stundenwerten entsprechend dem Rundschreiben des Ministeri-
ums der Finanzen über die Richtwerte für die Berücksichtigung des Verwal-
tungsaufwandes bei der Festsetzung der nach dem Landesgebührengesetz zu 
erhebenden Verwaltungs- und Benutzungsgebühren in der jeweils geltenden 
Fassung (zuletzt vom 28.10.2021, MinBl. 2021 S. 191).
(2) Die Stadt erhebt für die Vergabe von Standrohren neben der Grund- und 
Benutzungsgebühr gemäß § 12 eine Verwaltungsgebühr. Der Gebührensatz 
wird durch Beschluss des Stadtrats festgesetzt und ortsüblich bekannt gege-
ben.
(3) Die Stadt erhebt für die Abnahme und Verplombung von Zwischenzählern, 
die dem Abzug von Frischwassermengen bei der Schmutzwassergebühr gemäß 
§ 21 Abs. 5 und 6 der Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung eine Verwaltungsge-
bühr. Der Gebührensatz wird durch Beschluss des Stadtrats festgesetzt und 
ortsüblich bekannt gegeben.
(4) Die Verwaltungsgebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt 
und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 21 Aufwendungsersatz
(1) Die Stadt erhebt für die Herstellung bzw. Änderung (insbesondere Stilllegen, 
Abtrennen, Umlegen) der Grundstücksanschlüsse gemäß § 10 der Allgemeinen 
Wasserversorgungssatzung der Stadt Aufwendungsersatz von den Eigentümern 
der Grundstücke.
(2) Die Stadt erhebt für die Wiederaufnahme der Wasserversorgung nach zuvor 
erfolgter Einstellung der Wasserlieferung Aufwendungsersatz für die Einstel-
lung und Wiederaufnahme der Versorgung gemäß § 14 der Allgemeinen Was-
serversorgungssatzung von den Eigentümern der Grundstücke.
(3) Die Stadt erhebt für den Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser 
sowie für die Entfernung des Bauwasseranschlusses gemäß § 16 Abs. 3 der All-
gemeinen Wasserversorgungssatzung Aufwendungsersatz von den Eigentü-
mern der Grundstücke.
(4) Die Stadt erhebt für die zeitweilige Absperrung eines Grundstücksanschlus-
ses und für die mit der Wiederinbetriebnahme verbundenen Maßnahmen 
gemäß § 17 Abs. 5 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung Aufwendungs-
ersatz von den Eigentümern der Grundstücke.
(5) Die Stadt erhebt für die Nachprüfung des Wasserzählers gemäß § 19 der All-
gemeinen Wasserversorgungssatzung Aufwendungsersatz von den Eigentü-
mern der Grundstücke, soweit eine Abweichung der gesetzlichen Verkehrsfeh-
lergrenzen nicht festgestellt wird.
(6) Die Stadt erhebt für die Errichtung und Verlegung von Messeinrichtungen 
sowie die Errichtung von Wasserzählerschächten und Wasserzählerschränken 

5. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet wer-
den dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine 
Festsetzung erfolgt ist, abweichend von Abs. 1 Satz 3 ein Vollgeschoss.

6. Für Grundstücke im Außenbereich gilt:
a) Die Zahl der Vollgeschosse bestimmt sich nach der genehmigten Bebau-
ung oder bei nicht genehmigten, aber geduldeten Bauwerken nach der tat-
sächlichen Bebauung; Abs. 1 Satz 3 gilt nicht.
b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfest-
stellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist 
(u. a. Abfalldeponie), wird ein Vollgeschoss angesetzt; Abs. 1 Satz 3 gilt nicht.

7. Ist die Zahl der Vollgeschosse der tatsächlich vorhandenen Bebauung größer 
als die sich nach Nr. 1 bis 6 ergebende Zahl, ist die höhere Zahl maßgeblich.

8. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Anzahl 
von Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, ist die bei der überwiegen-
den Baumasse vorhandene Anzahl maßgeblich.

(4) Ergeben sich bei der nach den vorstehenden Absätzen ermittelten beitrags-
pflichtigen Flächen Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen abgerundet.

§ 6 Entstehung des Beitragsanspruches
Der Beitragsanspruch entsteht, sobald die Einrichtung oder Anlage vom Bei-
tragsschuldner in Anspruch genommen werden kann. Die Vorschriften des § 3 
Abs. 2 bis 5 bleiben unberührt.

§ 7 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn einer Maßnahme können von der Stadt Vorausleistungen bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Beitrages festgesetzt.
(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten verlangt werden.

§ 8 Ablösung
Vor Entstehung des Beitragsanspruches kann die Ablösung des einmaligen Bei-
trages vereinbart werden. Der zum Zeitpunkt der Ablösung geltende Beitrags-
satz wird der Ablösung zugrunde gelegt.

§ 9 Beitragsschuldner
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.
(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner.

§ 10 Veranlagung und Fälligkeit
Die einmaligen Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch schriftli-
chen Bescheid festgesetzt und drei Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides fällig.

III. Abschnitt: Laufende Entgelte

§ 11 Entgeltfähige Kosten
(1) Die Stadt erhebt zur Abgeltung der investitionsabhängigen Kosten 
(Abschreibungen und Zinsen), soweit diese nicht durch die Erhebung einmali-
ger Beiträge nach § 2 finanziert sind, sowie zur Abgeltung der übrigen Kosten 
der Einrichtung oder Anlage Gebühren. Die Grund- und die Benutzungsgebüh-
ren ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück.
(2) Die Kostenermittlung erfolgt auf der Grundlage der voraussichtlichen jährli-
chen Kosten.
(3) Bei der Erhebung laufender Entgelte sind entgeltsfähig:
1. Kosten für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung,
2. Abschreibungen,
3. Zinsen,
4. Steuern und
5. sonstige Kosten.

§ 12 Erhebung Grundgebühren / Benutzungsgebühren
(1) Die Grundgebühr wird für die Vorhaltung eines Wasseranschlusses und die 
Benutzungsgebühr für den Bezug von Trink-, Brauch- und Betriebswasser erhoben.
(2) Die Gebührensätze sind im gesamten Gebiet des Einrichtungsträgers ein-
heitlich.
(3) Die Benutzungsgebühr wird nach dem in der Haushaltssatzung ausgewiese-
nen Verhältnis zur Grundgebühr erhoben
(4) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge erhoben wurden, werden diese mit dem 
betriebsgewöhnlichen, durchschnittlichen Abschreibungssatz aufgelöst.

§ 13 Gegenstand der Gebührenpflicht
Der Gebührenpflicht unterliegen alle Grundstücke, die an die öffentliche Was-
serversorgungseinrichtung angeschlossen sind.

§ 14 Grundgebührenmaßstab
(1) Die Grundgebühr für die Wasserversorgung wird nach einem die Vorhaltung 
berücksichtigenden Maßstab erhoben.
(2) Maßstab für die Grundgebühr ist die Baugröße des einzubauenden Wasser-
zählers bezogen auf ihren normierten Dauerdurchfluss (gemäß Anhang III zur 
Richtlinie 2014/32/EU, u. a. Q3=2,5).

§ 15 Benutzungsgebührenmaßstab
(1) Die Benutzungsgebühr wird nach einem die tatsächliche Inanspruchnahme 
berücksichtigenden Maßstab erhoben.
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(5) Erstattungspflichtig ist, wer bei Fertigstellung, Erneuerung, Änderung oder 
Unterhaltung Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstücks 
ist.
(6) Vor Durchführung der Maßnahme kann eine Vorauszahlung bis zur Höhe der 
geschätzten Baukosten verlangt werden.
(7) Der Aufwendungsersatz wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

V. Abschnitt: Umsatzsteuer und Inkrafttreten

§ 23 Umsatzsteuer
Alle in dieser Satzung festgesetzten Entgelte unterliegen der Umsatzsteuer in 
der jeweils gesetzlich festgelegten Höhe.

§ 24 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft, mit Ausnahme der Regelungen 
in § 1 Abs. 2 Nr. 3, § 20 Abs. 1 und § 22 Abs. 3 bis 6. Diese Bestimmungen tre-
ten mit Wirkung zum 01.01.2023 in Kraft.
(2) Zum 01.01.2022 tritt die Satzung über die Erhebung von Entgelten für die 
öffentliche Wasserversorgung (Entgeltsatzung Wasserversorgung) vom 21. Juni 
2011 außer Kraft.
(3) Soweit Abgabenansprüche nach der aufgrund von Absatz 2 aufgehobenen 
Satzung entstanden sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.

Bendorf/Rhein, den 15. Juni 2022 gez. Christoph Mohr
Stadtverwaltung Bendorf Bürgermeister

gemäß § 22 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung Aufwendungsersatz 
von den Eigentümern der Grundstücke.
(7) Der Aufwendungsersatz für die Absätze 1 bis 6 bemisst sich nach den Kos-
ten, die der Stadt - insbesondere auch durch die Inanspruchnahme Dritter - ent-
stehen.
(8) Die Aufwendungsersätze werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt 
und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 22 Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse
(1) Die beitragsfähigen Aufwendungen nach § 2 Abs. 2 Ziff. 1 umfassen die Auf-
wendungen im öffentlichen Verkehrsraum für die Herstellung und Erneuerung 
einer Anschlussleitung je Grundstück.
Soweit Aufwendungen für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen im 
öffentlichen Verkehrsraum nicht in die beitragsfähigen Aufwendungen einbezo-
gen worden sind, und die Anschlüsse noch nicht betriebsfertig hergestellt wur-
den, sind die Aufwendungen in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.
(2) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung zusätzlicher Grund-
stücksanschlussleitungen, soweit sie innerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes 
verlegt werden, sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.
(3) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung von Grundstücksan-
schlussleitungen außerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes sind in der tat-
sächlich entstandenen Höhe zu erstatten.
(4) Aufwendungen für Änderungs- und Unterhaltungsmaßnahmen an Grund-
stücksanschlüssen nach Abs. 1 und 2, die von dem Grundstückseigentümer, den 
dinglich Nutzungsberechtigten oder dem auf dem Grundstück Gewerbetreiben-
den verursacht wurden, sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.

vom 31.05.2022
Der Stadtrat Bendorf hat aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO), der 
§§ 2, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) sowie § 2 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3 des Landesabwasserabgabengesetzes (LAbwAG) folgende Satzung 
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:
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§ 19 Benutzungsgebühren für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseitigung 
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IV. Abschnitt: Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse und 
Gebühren für die Vornahme von Abwasseruntersuchungen und Geneh-
migung zum Anschluss, zum Einleiten und Abnahme der Grundstücks-
entwässerungsanlage
§ 28 Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse
§ 29 Aufwendungsersatz für Abwasseruntersuchungen
§ 30 Gebühren für die Bearbeitung eines Antrages auf Genehmigung zum 
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I. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Abgabearten
(1) Die Stadt Bendorf/Rhein (Stadt) betreibt in Erfüllung ihrer Abwasserbeseiti-
gungspflicht die Abwasserbeseitigung als öffentliche Einrichtung zur:
1. Schmutzwasserbeseitigung.
2. Niederschlagswasserbeseitigung.
(2) Die Stadt erhebt:
1. Einmalige Beiträge zur Deckung von Investitionsaufwendungen für die 

erstmalige Herstellung nach § 2 dieser Satzung.
2. Laufende Entgelte zur Deckung der laufenden Kosten einschließlich der inves-

titionsabhängigen Kosten in Form von wiederkehrenden Beiträgen nach § 13 
dieser Satzung und Gebühren nach §§ 18, 19, 20, 21 dieser Satzung.

3. Gebühren für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseitigung von 
Fäkalschlamm und Schmutzwasser aus geschlossenen Gruben nach § 22 
dieser Satzung.

4. Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse nach § 27 dieser Satzung.
5. Aufwendungsersatz für Abwasseruntersuchungen nach § 28 dieser Satzung.
6. Gebühren für die Bearbeitung eines Antrages auf Genehmigung zum 

Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und zum Einleiten von 
Abwasser sowie die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage nach 
§ 29 dieser Satzung.

7. Laufende Entgelte zur Abwälzung der Abwasserabgabe nach §§ 30 und 31 
dieser Satzung.

(3) Bei Einrichtungen/Anlagen der Abwasserbeseitigung, die sowohl der Schmutz-
wasser- als auch der Niederschlagswasserbeseitigung dienen, werden die Investiti-
onsaufwendungen sowie die investitionsabhängigen und sonstige Kosten nach 
den Bestimmungen der Anlage 1 dieser Satzung funktionsbezogen aufgeteilt.
(4) Die Abgabensätze werden durch Beschluss des Stadtrates festgesetzt und 
ortsüblich bekannt gegeben.

II. Abschnitt: Einmaliger Beitrag

§ 2 Beitragsfähige Aufwendungen
(1) Die Stadt erhebt einmalige Beiträge für die auf das Schmutz- und Nieder-
schlagswasser entfallenden Investitionsaufwendungen für die erstmalige Her-
stellung und den Ausbau (Erneuerung, räumliche Erweiterung, Umbau oder Ver-
besserung), soweit diese nicht bereits durch Zuschüsse, Zuwendungen oder auf 
andere Weise gedeckt sind.
(2) Bei der Erhebung von einmaligen Beiträgen sind beitragsfähig:
1. Die Aufwendungen für die Abwasserleitungen innerhalb und außerhalb 

des öffentlichen Verkehrsraums (Flächenkanalisation).
2. Die Aufwendungen für die Verlegung der Anschlussleitungen zu den einzel-

nen Grundstücken im öffentlichen Verkehrsraum nach § 32 dieser Satzung.
3. Die Aufwendungen für die Beschaffung der Grundstücke und für den 

Erwerb von Rechten an Grundstücken Dritter sowie der Wert der von der 
Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Grundstücksflächen im Zeit-
punkt der Bereitstellung.

4. Die Aufwendungen für Kleinkläranlagen, insbesondere nach DIN 4261 und 
geschlossene Abwassergruben, soweit sie in der Bau- und Unterhaltungs-
last der Stadt stehen.

	■ Satzung über die Erhebung von Entgelten für die öffentliche Abwasserbeseitigung -  
Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung - der Stadt Bendorf/Rhein
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6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Camping-
platz oder Wochenendhausgebiet festgesetzt ist, oder die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbe-
reich tatsächlich so genutzt werden, wird für jeden Standplatz eine Grund-
fläche von 15 m² und für jedes Wochenendhaus eine Grundfläche von.30 
m² angesetzt. Die Summe der sich hieraus ergebenden Grundflächen wird 
zur Berechnung der beitragspflichtigen Grundstücksfläche unabhängig von 
einer tatsächlichen Nutzung der Entwässerungseinrichtung durch die ein-
zelnen Standplätze und Wochenendhäuser durch die Grundflächenzahl 0,4 
geteilt.

7. Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfest-
stellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist 
(z. B. Abfalldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfest-
stellung bezieht.

8. Bei den übrigen bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), 
die Grundfläche der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen 
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2.

9. Für nicht bebaute Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), die tat-
sächlich an die Einrichtungen der Abwasserbeseitigung angeschlossen 
sind, die angeschlossene Grundfläche geteilt durch 0,2.

Soweit die nach den Nrn. 3, 4, 6, 8 und 9 ermittelte Grundstücksfläche größer 
ist als die tatsächliche Grundstücksfläche, wird die tatsächliche Grundstücksflä-
che zugrunde gelegt.
(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:
1. In beplanten Gebieten wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzu-

lässige Zahl der Vollgeschosse zugrunde gelegt.
2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollge-

schosse, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die höchstzulässige Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Ist 
weder die Zahl der Vollgeschosse noch eine Baumassenzahl festgesetzt, 
sondern nur die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe, so gilt diese Trauf- 
bzw. Firsthöhe geteilt durch 3,5 als Zahl der Vollgeschosse. Sind sowohl 
Trauf- als auch Firsthöhe festgesetzt, so wird nur mit der Traufhöhe gerech-
net. Soweit der Bebauungsplan keine dieser Festsetzungen trifft, gilt als 
Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen 
Außenwand. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäu-
demitte zu messen. Bruchzahlen werden auf ganze Zahlen abgerundet.

3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. 
Firsthöhe bestimmt ist, gilt
a) die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese 
Grundstücke erfolgt sind, die dort festgesetzte oder nach Nr. 2 berechne-
ten Vollgeschosse,
b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei 
Vollgeschossen. Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen 
oder industriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, ent-
sprechend.
Bei Grundstücken, die gewerblich und / oder industriell genutzt werden, ist 
die tatsächliche Traufhöhe geteilt durch 3,5 anzusetzen, wenn die sich 
ergebende Zahl größer ist als diejenige in Buchstabe a); Bruchzahlen wer-
den auf ganze Zahlen abgerundet. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungs-
gelände in der Gebäudemitte zu messen.

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt 
ist oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt 
werden (u. a. Sport-, Fest- und Campingplätze, Freizeitanlagen, Freibäder, 
Friedhöfe), wird abweichend Abs. 1 Satz 3 ein Vollgeschoss angesetzt.

5. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden 
dürfen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festset-
zung erfolgt ist, abweichend von abweichend Abs. 1 Satz 3 ein Vollgeschoss.

6. Für Grundstücke im Außenbereich gilt:
a) Die Zahl der Vollgeschosse bestimmt sich nach der genehmigten Bebau-
ung oder bei nicht genehmigten, aber geduldeten Bauwerken nach der tat-
sächlichen Bebauung; Abs. 1 Satz 3 gilt nicht.
b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfest-
stellung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist 
(u. a. Abfalldeponie), wird ein Vollgeschoss angesetzt; Abs. 1 Satz 3 gilt nicht.

7. Ist die Zahl der Vollgeschosse der tatsächlich vorhandenen Bebauung größer 
als die sich nach Nr. 1 bis 6 ergebende Zahl, ist die höhere Zahl maßgeblich.

8. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Anzahl 
von Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, ist die bei der überwiegen-
den Baumasse vorhandene Anzahl maßgeblich.

(4) Ergeben sich bei der nach den vorstehenden Absätzen ermittelten beitrags-
pflichtigen Fläche Bruchzahlen, werden diese auf volle Zahlen abgerundet.

§ 6 Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung
(1) Der Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung ist die mögli-
che Abflussfläche. Sie wird nach den Absätzen 2 bis 9 ermittelt.
(2) In den Fällen nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und 6 bis 8 wird die danach ermittelte 
Grundstücksfläche mit den nachfolgenden Grundflächenzahlen vervielfacht:
1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die darin festgesetzte höchstzuläs-

sige Grundflächenzahl.
2. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan keine 

Grundflächenzahlen festgesetzt sind und die mögliche Abflussfläche auch 
nicht aus anderen Festsetzungen des Bebauungsplanes ermittelt werden 
kann, gelten die folgenden Werte als Grundflächenzahl:

6. Die Aufwendungen für sonstige der Abwasserbeseitigung dienende Anla-
gen wie z. B. Versickerungsanlagen, Gräben, Mulden, Rigolen.

7. Die bewerteten Eigenleistungen der Stadt, die diese zur Herstellung oder 
zum Ausbau der Einrichtung oder Anlage aufwenden muss.

8. Die Aufwendungen, die Dritten, deren sich die Stadt bedient, entstehen.
Für die übrigen entgeltsfähigen Aufwendungen werden keine einmaligen Bei-
träge erhoben.

§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die die rechtliche und 
tatsächliche Möglichkeit der Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasser-
beseitigungseinrichtung oder -anlage oder nutzbarer Teile hiervon besteht 
und
a) für die eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung festgesetzt 

und eine entsprechende Nutzung zulässig ist, oder
b) die, soweit eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung 

nicht festgesetzt ist, nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und 
nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur 
Bebauung anstehen oder gewerblich oder in sonstiger Weise genutzt 
werden können.

c) Mehrere unmittelbar aneinander angrenzende Grundstücke werden für 
die Festsetzung von Beiträgen bei gleichen Eigentumsverhältnissen als 
einheitliches Grundstück behandelt, wenn sie eine wirtschaftliche Ein-
heit darstellen.

(2) Werden Grundstücke an eine öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage ange-
schlossen, so unterliegen sie auch der Beitragspflicht, wenn die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.
(3) Werden Grundstücke nach der Entstehung einmaliger Beiträge durch wei-
tere selbständig nutzbare Einrichtungsteile erschlossen und entsteht dadurch 
für baulich nutzbare Grundstücksteile ein weiterer Vorteil, sind diese Grund-
stücksteile beitragspflichtig, soweit sie nicht bereits zu einmaligen Beiträgen 
herangezogen wurden.
(4) Werden nachträglich baulich nutzbare Grundstücke gebildet oder wird nach-
träglich die Möglichkeit geschaffen sie anzuschließen, entsteht damit der Bei-
tragsanspruch.
(5) Werden Grundstücke oder Grundstücksteile nach der Entstehung der Bei-
tragspflicht erstmals baulich nutzbar und entsteht hierdurch ein Vorteil, sind 
diese Grundstücke oder Grundstücksteile beitragspflichtig.

§ 4 Ermittlungsgrundsätze und Ermittlungsgebiet
Die Beitragssätze für das Schmutz- und Niederschlagswasser werden als Durch-
schnittssätze aus den Investitionsaufwendungen nach § 2 Abs. 2 ermittelt.
Das Ermittlungsgebiet für die Berechnung der Beitragssätze für die erste Her-
stellung bilden alle Grundstücke und Betriebe, für die die Stadt die Abwasserbe-
seitigung im Rahmen der ersten Herstellung betreibt und nach ihrer Planung in 
Zukunft betreiben wird.

§ 5 Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung
(1) Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung ist die nach Abs. 2 
ermittelte Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je 
Vollgeschoss beträgt 10 %. Für die ersten zwei Vollgeschosse beträgt der 
Zuschlag einheitlich 20 %.
(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:
1. In beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. Ist das Grund-

stück nur teilweise überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil unter 
Berücksichtigung der Tiefenbegrenzung nach Nr. 2 noch dem Innenbereich 
nach § 34 BauGB zuzuordnen, gelten diese Flächen des Buchgrundstücks 
auch als Grundstücksfläche.

2. Enthält ein Bebauungsplan nicht die erforderlichen Festsetzungen, sieht er 
eine andere als die bauliche, gewerbliche oder industrielle Nutzung vor 
oder liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berücksichtigen:
a) bei Grundstücken, die unmittelbar an eine Verkehrsanlage angrenzen, 
die Fläche von dieser bis zu einer Tiefe von 50 Meter;
b) bei Grundstücken, die nicht unmittelbar an eine Verkehrsanlage 
angrenzen, mit dieser aber durch einen eigenen Weg oder durch einen 
Zugang, der durch Baulast oder dingliches Recht gesichert ist, verbunden 
sind, die Fläche zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis 
zu einer Tiefe von 50 Meter.
Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der tiefenmäßigen Begrenzung und bei 
der Ermittlung der Grundstücksfläche unberücksichtigt.

3. Bei Grundstücken, die über die Tiefenbegrenzung nach Nr. 1 - 2 hinaus 
gehen, zusätzlich die Grundflächen der hinter der Begrenzung an die Abwas-
serbeseitigungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch 0,4.

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Frei-
bad festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im Außenbereich tatsächlich 
so genutzt werden, die Grundfläche der an die Abwasserbeseiti-
gungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die 
Grundflächenzahl 0,2.

5. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, 
Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im 
Außenbereich tatsächlich so genutzt werden, die Grundstücksfläche 
multipliziert mit 0,1.
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§ 11 Veranlagung und Fälligkeit
Die einmaligen Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch schriftli-
chen Bescheid festgesetzt und drei Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides fällig.

III. Abschnitt: Laufende Entgelte

§ 12 Laufende Entgelte, Entgeltsfähige Kosten
(1) Die Stadt erhebt zur Abgeltung der investitionsabhängigen Kosten 
(Abschreibungen und Zinsen), soweit diese nicht durch die Erhebung einmali-
ger Beiträge nach § 2 finanziert sind, sowie zur Abgeltung der übrigen Kosten 
der Einrichtung oder Anlage wiederkehrende Beiträge und Gebühren. Die wie-
derkehrenden Beiträge für Niederschlagswasser sowie die Benutzungsgebüh-
ren für die Schmutzwasserbeseitigung ruhen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück.
(2) Die Kostenermittlung erfolgt auf der Grundlage der voraussichtlichen jährli-
chen Kosten.
(3) Bei der Erhebung laufender Entgelte sind entgeltsfähig:
1. Kosten für Betrieb, Unterhaltung und Verwaltung,
2. Abschreibungen,
3. Zinsen,
4. Abwasserabgabe,
5. Steuern und
6. sonstige Kosten.
(4) Der Anteil der entgeltsfähigen Kosten, der durch wiederkehrende Beiträge 
finanziert ist, bleibt bei der Ermittlung der Gebühren unberücksichtigt. Dies gilt 
entsprechend für wiederkehrende Beiträge, soweit entgeltsfähige Kosten durch 
Gebühren finanziert sind.

§ 13 Erhebung wiederkehrender Beiträge
(1) Der wiederkehrende Beitrag wird für die Möglichkeit der Einleitung von Nie-
derschlagswasser erhoben.
(2) Der Beitragssatz ist im gesamten Gebiet des Einrichtungsträgers einheitlich.
(3) Die Bestimmungen des § 3 Abs. 1 und 2 und der §§ 6 und 10 finden ent-
sprechende Anwendung.
(4) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge für das Niederschlagswasser erhoben 
wurden, werden diese mit dem betriebsgewöhnlichen, durchschnittlichen 
Abschreibungssatz aufgelöst.

§ 14 Entstehung des Beitragsanspruches
(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31.12. für das abgelaufene 
Jahr.
(2) Wechselt der Beitragsschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch 
damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind 
der bisherige und der neue Beitragsschuldner Gesamtschuldner.

§ 15 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Stadt Vorausleistungen 
auf wiederkehrende Beiträge erhoben.
(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten erhoben werden. Werden 
Vorausleistungen in Raten erhoben, erfolgt die Erhebung mit je einem Viertel 
des Vorjahresbetrages zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November 
des laufenden Jahres.

§ 16 Ablösung
Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von 
bis zu zehn Jahren vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichti-
gung der zu erwartenden Kostenentwicklung die abgezinste voraussichtliche 
Beitragsschuld zugrunde gelegt.

§ 17 Veranlagung und Fälligkeit
(1) Die wiederkehrenden Beiträge und Vorausleistungen darauf werden durch 
schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-
tragsbescheides fällig; § 15 Abs. 2 bleibt unberührt.
(2) Die Stadt setzt die Erhebungsgrundlagen für die wiederkehrenden Beiträge 
durch Grundlagenbescheide gesondert fest. Die Grundlagenbescheide richten 
sich gegen den Beitragspflichtigen.
(3) Der Beitragsschuldner wirkt bei der Ermittlung der für die Beitragsfestset-
zung erforderlichen Sachverhalte mit. Bei ausbleibenden Angaben (Erhebungs-
formular) können die Veranlagungsgrundlagen geschätzt werden.

§ 18 Benutzungsgebühren bei Einleitung in die öffentlichen Abwasser-
anlagen
(1) Die Benutzungsgebühr wird für die Einleitung von Schmutzwasser erhoben.
(2) Der Gebührensatz ist im gesamten Gebiet des Einrichtungsträgers einheitlich.
(3) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge für das Schmutzwasser erhoben wur-
den, werden diese mit dem betriebsgewöhnlichen, durchschnittlichen Abschrei-
bungssatz aufgelöst.

§ 19 Benutzungsgebühren für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseiti-
gung von Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen und Schmutzwasser aus 
geschlossenen Gruben
(1) Für die Abfuhr und Beseitigung des aus geschlossenen Gruben anfallenden 
Schmutzwassers sowie des Fäkalschlamms aus Kleinkläranlagen wird eine 
gesonderte Gebühr nach § 23 erhoben.
(2) Die Gebührensätze sind im gesamten Gebiet des Einrichtungsträgers einheitlich.

a) Kleinsiedlungsgebiete (§ 2 BauNVO)  .................................................  0,2
b) Wochenendhaus-, Ferienhaus- und 
Campingplatzgebiete (§ 10 BauNVO)  ....................................................  0,2
c) Gewerbe- und Industriegebiete (§§ 8 u. 9 BauNVO)  ..........................  0,8
d) Sondergebiete (§ 11 BauNVO)  ...........................................................  0,8
e) Kerngebiete (§ 7 BauNVO)  .................................................................  1,0
f) besondere Wohngebiete (§ 4a BauNVO) .............................................  0,6
g) urbane Gebiete (§ 6a BauNVO)  .........................................................  0,8
h) sonstige Baugebiete und nicht einer Baugebietsart 
zurechenbare Gebiete (sog. diffus bebaute Gebiete)  .............................  0,4

(3) Abweichend von Absatz 2 Nr. 2 wird für die nachstehenden Grundstücksnut-
zungen die nach § 5 Abs. 2 ermittelte Grundstücksfläche mit folgenden Fakto-
ren vervielfacht:
1. Befestigte Stellplätze und Garagen  .......................................................  0,9
2. Gewerbliche und industrielle Lager- und Ausstellungsflächen mit umfang-

reichen baulichen Anlagen und Befestigungen (z. B. Einkaufszentren und 
großflächige Handelsbetriebe)  ..............................................................  0,8

3. Gärtnereien und Baumschulen
a) Freiflächen  ........................................................................................  0,1
b) Gewächshausflächen  ........................................................................  0,8

4. Kasernen  ...............................................................................................  0,6
5. Bahnhofsgelände  ..................................................................................  0,8
6. Kleingärten  ...........................................................................................  0,1
7. Freibäder  ...............................................................................................  0,2
8. Verkehrsflächen  .....................................................................................  0,9
(4) Bei Grundstücken, die als Sportplatz, Festplatz, Freizeitanlage oder Friedhof 
genutzt werden (entspricht den Nutzungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 5), wird die tat-
sächliche Grundstücksfläche mit folgenden Faktoren vervielfacht:
1. Sportplatzanlagen (Hartplätze und Naturrasen)

a) ohne Tribüne  .....................................................................................  0,1
b) mit Tribüne  ........................................................................................  0,5

2. Sportplatzanlagen (Kunstrasen)
a) ohne Tribüne  .....................................................................................  0,7
b) mit Tribüne  ........................................................................................  0,9

3. Freizeitanlagen und Festplätze
a) mit Grünanlagencharakter  ................................................................  0,1
b) mit umfangreichen baulichen Anlagen und Befestigungen
(z. B. Pflasterung, Asphaltierung, Rollschuhbahn  ...................................  0,8

4. Friedhöfe  ...............................................................................................  0,1
(5) Ist die tatsächlich bebaute oder befestigte Fläche größer als die nach 
den vorstehenden Absätzen 2 bis 4 ermittelte Abflussfläche, so wird die 
Grundflächenzahl (Abs. 2) bzw. der Faktor (Abs. 3 und 4) soweit um 0,1 
oder ein Mehrfaches davon erhöht, bis die sich dann ergebende Abflussflä-
che mindestens ebenso groß ist wie die tatsächlich bebaute oder befestigte 
Fläche.
Wird auf diese Weise die mögliche Abflussfläche für die Mehrzahl der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) gelegenen Grundstücke in 
der näheren Umgebung erhöht, so gilt die Erhöhung für alle Grundstücke, ins-
besondere auch für unbebaute.
(6) Sind bebaute oder befestigte Flächen außerhalb der Tiefenbegrenzung nach 
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 tatsächlich angeschlossen, werden diese zusätzlich 
berücksichtigt.
(7) Ist das Einleiten von Niederschlagswasser durch den Einrichtungsträger 
oder mit dessen Zustimmung flächenmäßig teilweise ausgeschlossen, wird die 
mögliche Abflussfläche entsprechend verringert. Bei einem volumenmäßigen 
Ausschluss wird die mögliche Abflussfläche entsprechend der in der Entwässe-
rungsplanung zugrunde gelegten Versickerungsleistung der Mulde, Rigole o. ä. 
verringert.
(8) Bei angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird die 
tatsächlich überbaute oder befestigte Fläche zugrunde gelegt.
(9) Ergeben sich bei der Ermittlung der beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, 
werden diese auf ganze Zahlen abgerundet.

§ 7 Entstehung des Beitragsanspruches
Der Beitragsanspruch entsteht, sobald die Einrichtung oder Anlage vom Bei-
tragsschuldner in Anspruch genommen werden kann. Die Vorschriften des § 3 
Abs. 2 bis 5 bleiben unberührt.

§ 8 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn einer Maßnahme können von der Stadt Vorausleistungen bis zur 
Höhe des voraussichtlichen Beitrags erhoben.
(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten verlangt werden.

§ 9 Ablösung des Einmalbeitrags
Vor Entstehung des Beitragsanspruches kann die Ablösung des einmaligen Bei-
trags vereinbart werden. Der zum Zeitpunkt der Ablösung geltende Beitragssatz 
wird der Ablösung zugrunde gelegt.

§ 10 Beitragsschuldner
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbe-
scheides Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist. 
Bei Wohnungs- und Teileigentum sind Beitragsschuldner die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil.
(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und 
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner.
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(4) Der sich nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ergebende Vomhundertsatz wird mit dem 
Verschmutzungsfaktor des einzelnen Gebührenschuldners vervielfacht. Die 
Summe aus dem nach Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 ermittelten Vomhundertsatz und den 
nach Satz 1 ermittelten Vomhundertsatz ergibt den Vomhundertsatz, mit dem 
die tatsächliche Schmutzwassermenge bei der Gebührenberechnung anzuset-
zen ist.
(5) Führen Messungen und Untersuchungen, deren Ursachen der Gebühren-
schuldner gesetzt hat, zu einem höheren Verschmutzungsfaktor als dem bis 
dahin zugrunde gelegten, trägt der Gebührenschuldner die hierdurch entste-
henden Kosten.
(6) Der Gebührenschuldner kann im Falle des Absatzes 5 auf seine Kosten durch 
Gutachten eines amtlich anerkannten nach § 57 LWG hierfür zugelassenen 
Sachverständigen nachweisen, dass für ihn ein geringerer Verschmutzungsfak-
tor anzusetzen ist. Der Gebührenschuldner hat die Stadt vor der Einholung 
eines Gutachtens schriftlich zu benachrichtigen. Sie kann verlangen, dass die 
Messungen und Untersuchungen regelmäßig wiederholt und ihr die Ergebnisse 
vorgelegt werden.

§ 23 Gebührenmaßstab für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseitigung 
von Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen und Schmutzwasser aus 
geschlossenen Gruben
(1) Für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseitigung von Fäkalschlamm aus 
Kleinkläranlagen mit Überlauf in Gewässer oder Versickerung in den Unter-
grund erhebt die Stadt eine Gebühr je Kubikmeter abgefahrener und beseitigter 
Menge.
(2) Für das Einsammeln, die Abfuhr und Beseitigung von Schmutzwasser aus 
geschlossenen Gruben erhebt die Stadt eine Gebühr je Kubikmeter abgefahre-
ner und beseitigter Menge.

§ 24 Entstehung des Gebührenanspruches
(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abge-
laufene Jahr.
(2) Abweichend davon entsteht der Gebührenanspruch in den Fällen des § 19 
mit Abfuhr des Fäkalschlammes oder des Schmutzwassers.
(3) Wechselt der Gebührenschuldner während des Jahres, entsteht der Anspruch 
damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels sind 
der bisherige und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner.

§ 25 Vorausleistungen
(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Stadt Vorausleistungen 
auf die Gebühren verlangt. Die Höhe richtet sich nach dem voraussichtlichen 
Entgelt für das laufende Jahr.
(2) Vorausleistungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Absatz 1 
Satz 2 am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November erhoben.

§ 26 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner sind die Grundstückseigentümer und dinglich Nut-
zungsberechtigten. Miteigentümer oder mehrere aus gleichem Grunde Berech-
tigte sind Gesamtschuldner.
(2) Ein Mieter oder Pächter ist abweichend von Abs. 1 insoweit Gebühren-
schuldner, wie das Versorgungsverhältnis unmittelbar mit ihm (anstelle oder 
neben dem Grundstückseigentümer) besteht und ein eigener Wasserzähler vor-
handen ist.
(3) Bei Wohnungs- und Teileigentum unter der Voraussetzung, dass jeweils ein 
eigener Wasserzähler vorhanden ist, ist abweichend von Abs. 1 jeder einzelne 
Wohnungs- und Teileigentümer Gebührenschuldner.

§ 27 Fälligkeiten
Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen 
Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig; § 25 Absatz 2 bleibt unberührt.

IV. Abschnitt: Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse und 
Gebühren für die Vornahme von Abwasseruntersuchungen und Geneh-
migung zum Anschluss, zum Einleiten und Abnahme der Grundstücks-
entwässerungsanlage

§ 28 Aufwendungsersatz für Grundstücksanschlüsse
(1) Die beitragsfähigen Aufwendungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 umfassen die Auf-
wendungen im öffentlichen Verkehrsraum für die Herstellung und Erneuerung 
einer Anschlussleitung je Grundstück bei Mischsystem und zweier Anschlusslei-
tungen je Grundstück bei Trennsystem.
Soweit Aufwendungen für die Herstellung von Grundstücksanschlüssen im 
öffentlichen Verkehrsraum nicht in die beitragsfähigen Aufwendungen einbezo-
gen worden sind, und die Anschlüsse noch nicht betriebsfertig hergestellt wur-
den, sind die Aufwendungen in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.
(2) Die Aufwendungen für die Herstellung und Erneuerung zusätzlicher Grund-
stücksanschlussleitungen, soweit sie innerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes 
verlegt werden, sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.
(3) Aufwendungen für Änderungs- und Unterhaltungsmaßnahmen an Grund-
stücksanschlüssen nach Abs. 1 und 2, die von dem Grundstückseigentümer, 
den dinglich Nutzungsberechtigten oder dem auf dem Grundstück Gewerbe-
treibenden verursacht wurden, sind in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 
erstatten.
(4) Erstattungspflichtig ist, wer bei der Fertigstellung, Erneuerung, Änderung 
oder Unterhaltung Eigentümer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grund-
stücks ist.

(3) Soweit nach § 2 einmalige Beiträge für das Schmutzwasser bzw. für das 
Niederschlagswasser erhoben wurden, werden diese mit dem betriebsgewöhn-
lichen, durchschnittlichen Abschreibungssatz aufgelöst.

§ 20 Gegenstand der Gebührenpflicht
Der Gebührenpflicht unterliegen alle Grundstücke, die an eine öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen sind oder ihr Abwasser auf 
sonstige Weise in das Abwassernetz einleiten, sowie die Grundstücke, deren 
Abwasser nicht oder nur teilweise leitungsgebunden durch den Einrichtungsträ-
ger entsorgt wird. Die Gebührenpflicht entsteht darüber hinaus mit jeder Einlei-
tung von Abwasser in die Entwässerungseinrichtung.

§ 21 Gebührenmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung
(1) Die Bemessung der Schmutzwassergebühr erfolgt nach der Schmutzwasser-
menge, die in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt. Berech-
nungseinheit für den Gebührensatz ist 1 Kubikmeter Schmutzwasser.
(2) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten
1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsan-

lagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,
2. die auf dem Grundstück gewonnene Wassermenge und
3. die tatsächlich eingeleitete Wassermenge, soweit diese sich nicht aus Was-

ser nach den Nrn. 1 und 2 zusammensetzt.
Die in Nr. 2 und 3 genannten Wasser- und Schmutzwassermengen sind durch 
private Wasserzähler oder Abwassermesser zu messen und der Stadt für den 
abgelaufenen Bemessungszeitraum innerhalb des folgenden Monats nachzu-
weisen.
Die Wasserzähler oder Abwassermesser müssen den Bestimmungen des Eichge-
setzes entsprechen. Soweit die Stadt auf solche Messeinrichtungen verzichtet, 
kann sie als Nachweis über die Wassermengen nachprüfbare Unterlagen (Gut-
achten eines unabhängigen Sachverständigen), die eine zuverlässige Schätzung 
der Wasser- oder Schmutzwassermenge ermöglichen, verlangen.
(3) Hat ein Wasserzähler oder ein Abwassermesser nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so wird die Wasser- oder Schmutzwassermenge von der Stadt unter 
Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und 
unter Beachtung der begründeten Angaben des Gebührenschuldners geschätzt.
(4) Zur Berücksichtigung nicht eingeleiteter Wassermengen bleiben bei der 
Bemessung der Gebühren für jeden Gebührenschuldner ohne besonderen 
Nachweis und Antrag 10 % der Wassermenge nach Absatz 2 unberücksichtigt 
und werden abgesetzt.
(5) Eine über Absatz 4 hinausgehende Absetzung von Wassermengen setzt 
einen entsprechenden Antrag voraus, der bis zum 31. Januar des folgenden Jah-
res (oder anderes Datum) schriftlich bei der Stadt eingegangen sein muss.
Abweichend davon ist der Antrag für die Absetzung von Wassermengen, die 
aufgrund von Wasserrohrbrüchen im Bereich der Kundenanlage nicht eingelei-
tet wurden, innerhalb von 1 Monat nach der Kenntnisnahme des Schadensfalls 
durch den Gebührenschuldner zu stellen.
(6) Für den Nachweis der abzusetzenden Wassermengen gilt Absatz 2 Satz 3 
und 4 entsprechend, Absatz 3 dagegen nicht.

§ 22 Gewichtung von Schmutzwasser
(1) Das eingeleitete Schmutzwasser wird gewichtet, wenn es im Verschmut-
zungsgrad vom häuslichen Schmutzwasser abweicht.
Die Befrachtung des Schmutzwassers wird durch eine qualifizierte Stichprobe 
oder 2-Stunden-Mischprobe nach
DIN 38409 H 41/42 für Chemischen Sauerstoffbedarf

(CSB),
DIN 38409 H 51 für Biochemischen Sauerstoffbedarf

in fünf Tagen (BSB5),
DIN 38405 D 11 für Phosphat,
DIN 38409 H 34 für Stickstoff
ermittelt.
Die Untersuchung zur Befrachtung des Schmutzwassers wird von der Stadt 
durch die Entnahme von bis zu 6 Proben pro Veranlagungszeitraum vorgenom-
men. Die Stadt entscheidet im Einzelfall darüber, ob qualifizierte Stichproben 
oder 2-Stunden-Mischproben entnommen werden.
Der Ermittlung ist mindestens eine qualifizierte Stichprobe oder 2-Stunden-
Mischprobe pro Halbjahr zugrunde zu legen. Dabei gilt das arithmetische Mittel 
aller im Erhebungszeitraum vorgenommenen Messungen.
(2) Der Verschmutzungsgrad des Schmutzwassers wird im Verhältnis zum häus-
lichen Schmutzwasser festgestellt. Für häusliches Schmutzwasser gelten für 
eine Menge von 150 l je Einwohner und Tag - auf eine Stelle hinter dem Komma 
abgewertet - folgende Werte:
CSB 700 mg/l BSB5 350 mg/l
Pges 15 mg/l Stickstoff 60 mg/l.
Bei Messergebnissen bis zum Doppelten dieser Werte erfolgt keine Gewichtung 
hinsichtlich der Verschmutzung. Überschreiten die gemessenen Werte das Dop-
pelte der Werte für häusliches Schmutzwasser, werden die gemessenen Ergeb-
nisse durch die Werte nach Satz 1 geteilt. Für das Verhältnis CSB/BSB5 ist der 
jeweils höchste ermittelte Wert maßgeblich. Die sich ergebenden Werte bilden 
auf eine Stelle nach dem Komma abgerundet den Verschmutzungsfaktor.
(3) Für die Gewichtung von Schmutzwasser wird festgestellt, wie hoch der 
jeweilige Anteil, gerundet auf volle 5 %, an den Kosten der Schmutzwasserbe-
seitigung ist für
1. die biologische und chemische Reinigung des Schmutzwassers und die 

Abwasserabgabe für Schmutzwasser,
2. die Schmutzwasserbeseitigung im Übrigen.
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(5) Die Abgabe ist am 15. Februar des folgenden Jahres fällig, soweit nicht ein 
späterer Zeitpunkt festgesetzt wird.
§ 32 Abwasserabgabe für Direkteinleiter
Wird die Abwasserabgabe nicht unmittelbar festgesetzt und wird die Stadt 
insoweit abgabepflichtig, so wird diese Abwasserabgabe in vollem Umfang 
vom Abwassereinleiter angefordert.
Sie wird einen Monat nach Bekanntgabe der Anforderung fällig.

VI. Abschnitt: Inkrafttreten

§ 33 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft, mit Ausnahme der Regelungen 
in § 1 Abs. 2 Nr. 6 und § 30. Diese Bestimmungen treten mit Wirkung zum 
01.01.2023 in Kraft.
(2) Zum 01.01.2022 tritt die Satzung über die Erhebung von Entgelten für die 
öffentliche Abwasserbeseitigung (Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung) vom 
22. November 2010 außer Kraft.
(3) Soweit Abgabenansprüche nach der aufgrund von Absatz 2 aufgehobenen 
Satzung entstanden sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.
Bendorf/Rhein, den 15. Juni 2022 gez. Christoph Mohr
Stadtverwaltung Bendorf Bürgermeister

Anlage 1 zu § 1 Abs. 3
Funktionsbezogene Aufteilung von Kosten und Aufwendungen
Bei der Aufteilung von Investitionsaufwendungen und investitionsabhängigen 
Kosten von im Mischsystem betriebenen Einrichtungsteilen werden folgende 
Vomhundertsätze zugrunde gelegt:

Kostenstelle Schmutzwasser Niederschlagswasser
1. biologischer Teil
der Kläranlage
einschließlich
Schlammbehandlung

100 % 0 %

2. mechanischer,
hydraulisch bemessener
Teil der Kläranlage

50 % 50 %

3. Regenklärbecken und
Regenentlastungsbauwerke

0 % 100 %

4. Verbindungssammler
(doppelter Trocken-
wetterabfluss
zzgl. Fremdwasser)

50 % 50 %

5. andere Leitungen
(Flächenkanalisation)

40 % 60 %

6. Pumpanlagen je nach Zuordnung sind die Vomhundertsätze 
des hydraulischen Teils der Kläranlage oder 
der entsprechenden Leitungen maßgebend

7. Hausanschlüsse 55 % 45 %

Die von den Kostenstellen nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 nicht erfassten sonstigen 
Investitionsaufwendungen und investitionsabhängigen Kosten der Kläranlage, 
insbesondere für Grundstücke (einschl. Erwerbskosten, Außenanlagen, Betriebs- 
und Wohngebäude, Energieversorgung, Planung und Bauleitung sind im Ver-
hältnis der Investitionsaufwendungen für die Kostenstellen nach Satz 1 Nr. 1 bis 
3 auf diese oder als selbstständige Kostenstellen auf Schmutz- und Nieder-
schlagswasser aufzuteilen.
Der Anteil der Entwässerung von öffentlichen Verkehrsanlagen an den Investiti-
onsaufwendungen und den investitionsabhängigen Kosten wird mit 35 % der 
Aufwendungen und Kosten für die Niederschlagswasserbeseitigung angesetzt.
Soweit Abweichungen in Einzelfällen die Erheblichkeitsgrenze überschreiten, 
kann die Aufteilung nach Wassermengen angezeigt sein.

(5) Vor Durchführung der Maßnahme kann eine Vorauszahlung bis zur Höhe der 
geschätzten Baukosten verlangt werden.
(6) Der Aufwendungsersatz wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 29 Aufwendungsersatz für Abwasseruntersuchungen
(1) Die Stadt kann für die Vornahme von Abwasseruntersuchungen nach § 5 der 
allgemeinen Entwässerungssatzung der Stadt Aufwendungsersatz von den 
Eigentümern und dinglich Nutzungsberechtigten der Grundstücke verlangen, 
auf denen gewerbliche oder sonstige Abwässer anfallen, deren Inhaltsstoffe bei 
Einleitung in das Abwassernetz die Besorgnis einer Gefährdung rechtfertigen, 
insbesondere bei Überschreitung einer der Richtwerte nach Anlage 2 zur Allge-
meinen Entwässerungssatzung.
Für die Aufwendungen, die der Stadt gemäß § 58 Abs. 2 LWG für die Erfüllung 
von Überwachungspflichten von Abwasseranlagen, für die sie von der Abwas-
serbeseitigungspflicht befreit ist, anfallen oder ihr zusätzlich auferlegt werden 
(z. B. Funktionskontrolle und Messung der Ablaufwerte), kann sie von den Nut-
zungsberechtigten des Grundstückes Ersatz für die hierdurch bedingten Auf-
wendungen verlangen.
(2) Der Aufwendungsersatz bemisst sich nach den Kosten, die der Stadt für die 
Abwasseruntersuchung - insbesondere durch die Inanspruchnahme Dritter - 
entstehen.
(3) Werden Abwasseruntersuchungen durch Mieter oder Pächter verursacht, so 
sind diese neben den Grundstückseigentümern und dinglich Nutzungsberech-
tigten Schuldner des Aufwendungsersatzes.
(4) Der Aufwendungsersatz wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 30 Gebühren für die Bearbeitung eines Antrages auf Genehmigung 
zum Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und zum Einleiten 
von Abwasser und die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Für die Bearbeitung eines Antrages auf Genehmigung zum Anschluss an 
eine öffentliche Abwasseranlage und zum Einleiten von Abwasser nach § 17 
der Allgemeinen Entwässerungssatzung und die Überprüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlagen nach § 18 Abs. 4 der Allgemeinen Entwässerungssat-
zung erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebühr.
(2) Die Höhe der Gebühr errechnet sich aus den tatsächlich aufgewendeten 
Zeitanteilen und den Stundenwerten entsprechend dem Rundschreiben des 
Ministeriums der Finanzen über die Richtwerte für die Berücksichtigung des 
Verwaltungsaufwandes bei der Festsetzung der nach dem Landesgebührenge-
setz zu erhebenden Verwaltungs- und Benutzungsgebühren in der jeweils gel-
tenden Fassung (zuletzt vom 28.10.2021,
MinBl. 2021 S. 191).
(3) Die Gebühr wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat 
nach Bekanntgabe des Bescheides fällig.

V. Abschnitt: Abwasserabgabe

§ 31 Abwasserabgabe für Kleineinleiter
(1) Die Abwasserabgabe für Einleiter, die weniger als 8 cbm je Tag Schmutzwas-
ser aus Haushaltungen und ähnliches Schmutzwasser unmittelbar in ein 
Gewässer oder in den Untergrund einleiten (§ 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasserab-
gabengesetzes), erhebt die Stadt unmittelbar von den Abgabeschuldnern nach 
Absatz 4.
(2) Die Abgabe wird nach der Zahl der auf dem Grundstück wohnenden Ein-
wohner berechnet. Maßgebend ist deren Zahl am 30. Juni des Jahres, für das 
die Abgabe zu entrichten ist. Der Abgabenanspruch nach Maßgabe des Abwas-
serabgabengesetzes wird in der Haushaltssatzung festgesetzt.
(3) Der Abgabenanspruch entsteht jeweils am 31. Dezember eines Kalenderjah-
res. Die Abgabeschuld endet mit Ablauf des Jahres, in dem die Einleitung ent-
fällt und dies der Stadt schriftlich mitgeteilt wird.
(4) Abgabeschuldner ist, wer im Bemessungszeitraum Eigentümer oder dinglich 
Nutzungsberechtigter des Grundstücks ist. Mehrere Abgabenschuldner sind 
Gesamtschuldner.

	■ Hinweis:
Eine Verletzung der Bestimmungen:
1. Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 1 GemO) und
2. die Einberufung und die Tagesordnung von Sitzungen des Stadtrates 

(§ 34 GemO)
ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach der öffentlichen Bekanntmachung der Satzungen schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die 
eine solche Rechtsverletzung begründen können, gegenüber der Stadt Bendorf geltend gemacht worden ist.

	■ Entgeltübersicht | Preisblatt 2022
Gebühren- und Beitragssätze der Stadtwerke Bendorf
gemäß den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes i. V. m. §§ 1 III der Entgeltsatzungen Wasserversorgung bzw. Abwasserbeseitigung, hat der Stadtrat Ben-
dorf mit Beschlüssen vom 14.12.2021 und 31.05.2022 die für das Jahr 2022 gültigen Entgeltsätze, Kostenerstattungsbeiträge und Preise der Stadtwerke Bendorf 
für die Betriebszweige Wasserwerk, Abwasserwerk und Baubetriebshof festgesetzt, welche hiermit bekannt gemacht werden:
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